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Jumer noch Regierungslriſe.

Das Trauerſpiel der Regierungsbildung will kein Ende nehrnen.
Jeder Tag bringt wieder neue Hinderniſſe oder irgendeine Ueber
raſchung. Neue Miniſterliſten werden aufgeſtellt, und hinterher
ſtellt es ſich heraus, daß die genannten Namen dann doch nicht
ſtimmen. Wir verzichten deshalb darauf, ſie zu verbreiten und
warten ab, bis ſichere offizielle Nachrichten vorliegen. Sicher
wiſſen wir zunächſt nur, daß Herr Fehrenbach ſeine Bemühungen
fortſetzt, und daß die neue Regierung aus dem Zentrum,
Demokraten und Deutſcher Volkspartei beſtehen
wird. Weiter darf wohl als ſicher angenommen werden, daß ich
die Recht sſozialiſten zu einigen mehr und minder formellen
weiteren Zugeſtändniſſen verſtehen werden. Die rechtsſozialiſtiſche
Fraktion ſei ſich, wie das BT. mitzuteilen weiß, „klar darüber,
daß augenblicklich keine andere Regierungsbildung möglich iſt als
diejenige, die don Herrn Fehrenbach angeſtrebt wird. Die Fraktion
weiß nur nicht, ob und wie ſie der neuen Koalition ihr „Wohl-
wollen“ ausſprechen ſoll, da ſie es auf alle Fälle vermeiden will,
für irgendeine Handlung des Kabinetts verantwortlich gemacht
zu werden, in der die Deutſche Volkspartei vertreten iſt. Es be
ſteht Grund zu der Annahme, daß die Sozialdemokratie vorher
öffentlich deine offizielle Erklärung über ihr Verhalten
bei der Abſtimmung über das Vertrauen zu der neuen Regierung
im Reichstage abgeben wird. Aber ſie wird vorausſichtlich durch
die perſönliche Fühlungnahme die entſcheidenden Faktoren von
ihrem definitiven Schrktt unterrichten, und ſo Fehrenbach die Mög
lichkeit geben, das Kabinett bei einem wohlwollenden neutralen
Verhalten der Sozialdemokratie zuſtande zu bringen.“

Das bedeutet alſo, daß die Rechtsſozialiſten nur formell die
Verantwortung für Nee lommende Regierung ablehnen, indem ſie
nicht ſelbſt daran hmen, daß ſie aber der neuen Regierung
in aller Form voll erſtützung zugeſagt haben und auf dieſe
Weiſe die Regierung lebensfähig machen. Die Verantwortung
für die Regierung bleibt ſo in Wirklichkeit auf die Rechts
ſozialiſten ſitzen. Das Jonglieren mit dem Vertrauensvotum
und die Ablehnung einer Teilnahme an der neuen Regierung iſt
nur Blendwerk, berechnet für die kopfſcheuen Wähler, bei denen
noch die Erinnerung an die alte Koalitionswirtſchaft lebendig
wird.

Die Demokraten ſind zufrieden, daß ſie ihre Miniſterpoſten
behalten und die Deutſche Volkspartei verzichtet auch auf ihre
Anſprüche, weitere Miniſterſtellen zu erhalten oder Fachminiſter
für die Finanzen und die Poſt beſtellt zu ſehen. Das Zentrum be
hält damit den Poſtminiſter Giesberts und den Finanzminiſter
Dr. Wirth und iſt ſo auch zufrieden geſtellt. Alſo ſcheint ſich die
letzte Schwierigkeit in Wohlgefallen aufzulöſen. Es wird noch
mitgeteilt, daß Fehrenbach neuerdings auch mit der Bayeri-
ſchen Volkspartei verhandelt habe, um dieſen föderaliſtiſch
agrariſchen reaktionären Flügel des Zentrums an ſich zu feſſeln.
Der Bahyeriſchen Volkspartei ſoll ein Sitz im Miniſterium zugeſagt
ſein. Dr. Heim aber, der Führer des Bayeriſchen Zentrums, hat
abgelehnt ins Kabinett einzutreten, das nicht ausſchließt, daß
er einen ſeiner Parteifreunde in das Miniſterium ſendet. Durch
den Hinzutritt der Bayeriſchen Volkspartei würde die Zahl der
Abgeordneten, die hinter der neuen Regierung ſtehen, ſich auf
196 erhöhen. Es fehlen aber immer noch etwa 40 Stimmen zu
ciner Mehrheit. Nun, ſchließlich wird man die fehlenden Stim-
men durch die „wohlwollende Neutralität“ der Rechtsſogzialiſten
ergänzen. Bis zum kommenden Montag hofft man die Miniſter
liſte beiſammen zu haben, um dann dem Reichstage die Programm-
erklärung der neuen Regierung vorlegen zu können. Ob's was
werden wird?! Der Reichstag muß dann eben noch warten;
mußte er doch in ſeiner Eröffnungsſitzung auf die angekündigte
Regierungsvorſtellung verzichten. Er darf alſo vorerſt für nächſten
Montag auf das Vergnügen hoffen wenn ihn nicht wieder
irgendein „unvorhergeſehener Umſtand“ darum bringt. Denn noch
immer iſt ja Herr Fehrenbach auf der Miniſter ſuch e.
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Die Reichstagsfraktion der Rechtsſozialiſten wählte zu Vor-
h Hermann Müller, Scheidemann und Wels.
In den Fraktionsvorſtand wurden weiler gewählt: Fiſcher (Ber-
lin), Hoch, Loebe, Molkenbuhr, Frau Juchacz, Stolten, Hilden-
brand und Schumann (Berlin).

Die Konferenz in Spa wird vertagt?
Paris, 24. Juni. (WTB.) Der Londoner Korreſpondent

des New York Herald will aus guter Quelle erfahren haben, di e
Konferenz von Spa werde wegen der Lage in
Deutſchland jedenfalls nochmals vertagt wer-
den. Die Alliierten könnten Verhandlungen von der Bedeutung,
wie ſie in Spa bevorſtänden, nur mit einer dauernden Re-
gierung anknüpfen.

Der Streit um Erzberger.
Am Mittwoch ſollte in der Lentrumsfraktion die Frage

entſchieden werden, ob Erzberger fernerhin noch Mitglied der
Zentrumsfraktion kleiben ſoll. Selbſtverſtändlich war zu
dieſer Sitzung Erzberger erſchienen. Nach einem Bericht des Ber
liner Lokalangzeigers hielt er eine mehrſtündige Rede. in der er
ſich n. a. darauf berief, daß der Helfferichprogeß noch nicht ab
geſchloſſen ſei da er Reviſion eingelegt habe. Der gewerkſchaft-
liche Flügel der gentrumsfraktion ſtellte ſich rückſichtslos an die
Seite Erzbergers. Auch ſeine Württembergiſchen Parteifreunde
erklärten mit dieſem Gewerkſchaftsflügel zuſammen, daß ſie aus
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der Zentrumsfraktion austreten würden, wenn Erzberger ver
wehrt würde, weiterhin Mitglied zu bleiben. Die Zentrums-
fraktion hilft ſich mit einem ſalomoniſchen Ausweg. Sie
beſchloß die Angelegenheit bis auf weiteres zu vertagen und vor-
läufig Herrn Erzberger noch als Mitglied der Zentrumsfraktion
anzuerkennen.

Der neue Reichstag.
Die Eröffnungsſitzung.

1. Sitzung. Donnerstag den 24. Juni 1920, 3 Uhr.
Das Haus iſt ſehr gut beſetzt. Die Tribünen ſind überfüllt. Jn

der Diplomatenloge ſind zahlreiche Vertreter fremder Staaten an-
weſend.

Der Alterspräſident Rieke (Braunſchweig, Soz.) eröffnet die
Sitzung und erklärt den erſten deutſchen republikaniſchen Reichstag
für eröffnet.

Zu Schriftführern werden die Abgg. Frau Bohm-Schuch
(Soz.), Frau Agnes (US.), Dr. Pfeiffer (Ztr.) und Mol-
kewitz (Dn.) beſtimmt.

Es wird dann der Namens aufruf der Abgeordneten vor
genommen.

Es fehlen u. a. noch die Abgeordneten Er zber er (Ztr.), Dr.
Heim (BVP.) und Dr. Hugenberg (Dn.). Beim Aufruf des
nunabh. Abgeordneten Mittwoch, der vom Reichsgericht geſtern
wegen Landesverrat zu zwei r ſtung derurteilt
worden iſt, ruft Abg. Ledebour (UIS.): „Der iſt unter Rechtsbruch
verurteilt worden und kann desholb nicht hier ſein.“ (Unrnhe.)
Bei Aufruf des Abgeordneien Stinnes (D. Vp.). ruft Abg. Adolf
Hoffmann (US.): „Wenn das Geld im Kaſten klingt (Unruhe
und Heiterkeit.)

Der Namensaufruf ergibt die Anweſenheit von 432 Abgeordneten,
34 fehlen.

Das Haus vertagt ſich. Nächſte Sitzung Freitag 8 Uhr. Wahlen,
Präſidentenwahl. Am Montag wird ſich die neue Regierung
wahrſcheinlich vorſtellen und im Anſchluß daran wird der parla
mentariſche Kampf losgehen, der ſicherlich lebhafter wird als in der
alten Nationalverſammlung.

Drei Notenzur Entwaffnungsfrage
Berlin, 24. Juni. (WTB.) Von den drei dem Vorſitzenden

der deutſchen Friedensdelegation in der Frage der Entwaff-
nung von ſeiten der alliierten Regierungen zugegangenen
Noten zählt die erſte die verſchiedenen Verſtöſſe gegen die
militäriſchen Beſtimmungen des Friedensvertrages auf, die
Deutſchland von den Alliierten zur Laſt gelegt werden. Es wird
dann im einzelnen auf folgendes hingewieſen: Die Alliierten
ſeien darin einig, daß die Beſtimmungen des Friedensvertrages
über die Entwaffnung Deutſchlands, ſowohl was die Heeres-
ſtärke als auch was das Kriegsgerät betrifft, reſtlos durch
geführt werden müßten. Daher müſſe es bei der Herabſetzung
der deutſchen Heeresſtärke auf 100 000 Mann verbleiben. Die
Sicherheitspolizei ſei innerhalb dreier Monate auf-
zulöſen. Dafür könne die ſchon vor dem Krieg beſtandene
Ordnungspolizei auf 160 000 Mann, ſomit um 70 900
Mann gegen ihren Stand von 1913 erhöht werden. Ferner
fordern die Alliierten, daß die deutſche Geſetzgebung ausdrücklich
in Einklang mit den militäriſchen Beſtimmungen des Friedens-
vertrages gebracht wird, wobei, wie aus der zweiten Note hervor
geht, insbeſondere die Abſchaffung der allgemeinen
Wehrpflicht durch Geſetz gemeint iſt. Ferner werden in der
Note geſetzliche Maßnahmen gegen die Ausfuhr von Kriegsmaterial
verlangt. Endlich wird auf wirkſame Maßnahmen zur Auf-
löſung der Einwohnerwehr beſtanden.

Die zweite Note gibt insbeſondere Einzelheiten über den
Erſatz der Sicherheitspolizei durch die 150 000 Mann Ord-
nungspolizei. Die dritte Note fordert mit Rückſicht auf
die unvollkommene Durchführung der Auslieferung des mili-
täriſchen Luftfahrmaterials, daß die Anfertigung von
Luftfahrmaterial in Deutſchland, die an ſich am 10. Juli wieder
beginnen könnte, ruht und erſt nach voller Durchführung der Aus
lieferungspflicht wiederaufgenommen werden varf.

Blutige Juſammenſtöße in Mailand.
Rom, 24. Juni. (WTB.) Jn Mailand wurde am Dienstag

eine Solidaritäts- Kundgebung für die ſtreiken-
den Eiſenbahner veranſtaltet. Nachher wollten die Teilnehmer
geſchloſſen ins Stadtzentrum ziehen, was die Polizei gewaltſam
verhinderte. Es gab einen heftigen Zuſammenſtoß, wobei drei
Perſonen getötet und 580 verwundet wurden. Nachts
ſtellten Patronillen mit Panzerwagen die Ordnung auf den
Straßen wieder her. Für den Tag der Beerdigung der Getöteten
wurde der Generalfſtreik erklärt
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Kom, 24. Juni. Nach einer Stefanimeldung ſt es infolge der
Agitation gegen die italieniſchen Behörden, die in Tirol im
oberen Etſchtal unter der Bevölkerung getrieben
Trient zu ſchweren Zuſammenſtößen
präfektur zu ſtürmen.

Die kapitaliſtiſche Jnter-
nationale.

Von Rud. Breitſcheid.
Der Temps, das führende Blatt der franzöſiſchen Bourgeoifie,

unterſucht die Gründe, die zur Niederlage der deutſchen Koali-
tionsregierung und zu den Erfolgen der Parteien der Rechten ge-
führt haben. Er kommt zu dem Ergebnis, daß der Ausgang der
Wahlen damit zu erklären ſei, daß die republikaniſche Regierung
in demſelben Augenblicke, wo ſie die regktionären Gruppen in
ihren maleriellen Jnterxeſſen bedrohte, ſie in der Verwaltung, auf
dem Gebiete des Unterrichts, im Heer und in der Diplomatie viel
zu ſehr geſchont habe. „Wenn die Republik,“ ſo ſagt dieſer fran-
zöſiſche Kritiker, „ſich während anderthalb Jahre auf Beamte ge-
ſtützt hat, deren ungeheure Mehrheit der alten Herrſchaft nach-
trauert, auf einen Lehrkörper, in dem man höchſtens einige hun-
dert Republikaner findet, auf ein Heer, das Noske einem Lüttwitz
in die Hand geſpielt hat, und das ſeine Nachfolger unter der Ver-
fügung eines Seeckt gelaſſen haben, auf eine Diplomatie, die zu-
erſt einem alten Schützling Wilhelms II. unterſtand, und die
heute von einem ehemaligen, dem Großen Hauptquartier zuge-
teilten Kriegskorreſpondenten geleitet wird, ſo darf man ſich nicht
wundern: daß es den Gegnern der Republik leicht genug war, ihre
Wahlkampagne zu führen.“

Der Temps beweiſt mit dieſen Bemerkungen ein gutes Ver
ſtändnis für die deutſche Politik, und wir müſſen ihm und ſeinen
Freunden nur inſofern einen gewiſſen Mangel an Folgerichtigkeit
vorwerfen, als die bürgerlichen Klaſſen in Frankreich jetzt ſehr viel
Neigung zeigen, mit den wiedererſtarkten alten Gewalten ſich zu
verſtändigen und, wenn möglich, zu vertragen. Das Blatt ver
langt in demſelben Artikel, in dem es eine ſo treffende Charakte-
riſtik der Fehler des Koalitionskabinetts liefert, daß nun die Un-
abhängigen und die Deutſche Volkspartei als die beiden ſiegreichen
Gruppen unverzüglich bindende Erklärungen über ihre Stellung
zu den europäiſchen Fragen abgeben, und es geht ihm natürlich
beſonders darum, zu wiſſen, wie ſie ſich zu der Erfüllung des
Friedensvertrages verhalten.

Sein Jntereſſe an der Haltung der Unabhängigen dürfte ſich
inzwiſchen nachdem von ihrem Eintritt in die Regierung nicht
mehr die Rede ſein kann, ſtark vermindert haben, und ſo kommt
es ihm jetzt alſo nur noch darauf an, die Abſichten der Deutſchen
Volkspartei kennen zu lernen. Das aber heißt nichts anderes, als
daß man in Frankreich bereit iſt, ſich auch mit den Vertretern der
Schwerinduſtrie und des Großkapitals zu arrangieren, wenn dieſe
nur irgendwelche befriedigende Erklärungen abgeben, und es iſt
ja auch bekannt, wie die maßgebenden Stellen in der franzöſiſchen
Regierung ſchon vor den Wahlen den dringenden Wunſch geäußert
haben, gerade mit Herrn Hugo Stinnes zu verhandeln.

An ſich iſt dieſe Zuneigung des franzöſiſchen Kapitalismus zu
dem deutſchen Kapitalismus ja durchaus verſtändlich. Die beſitzen-
den Klaſſen der verſchiedenen Länder ſchlagen ſich und vertragen
ſich. Sie heden die Völker aufeinander, laſſen ſie in ihrem Jnter-
eſſe bluten, ſind aber bereit, ſich über die Schlachtfelder hinweg die
Hand zu gemeinſamer Ausbeutung des Proletariats zu reichen.
Indeſſen darf doch darauf aufmerkſam gemacht werden, daß es ſich
diesmal um einen beſonders kraſſen Fall ſchnellen Vergeſſens
handelt. Denn die Kreiſe, die hinter der Deutſchen Volkspartei
ſtehen, ſind doch die eigentlichen Träger des Kriegsgedankens und
der Kriegspolitik in Deutſchland geweſen.

Vielleicht in noch höherem Maße als die Deutſchnationalen. Das
ſind ehemalige Offiziere, Schreibtiſchſtrategen, Maulhelden und
hyſteriſche Weiber. Aber die Deutſche Volkspartei ſtützt ſich auf
diejenigen Elemente, die den Krieg als Geſchäft betrachteten, die
im Siegfrieden ihren wirtſchaftlichen Vorteil ſuchten und die mit
kalter Berechnung jene Methoden der Kriegführung guthießen
und unterſtützten, die uns den Abſcheu der Welt und nicht zuletzt
Frankreichs eingetragen haben. Sie waren die eigentlichen Er
oberungspolitiker, und die berühmte Eingabe der verſchiedenen
Verbände aus dem Jahre 1015, durch die der Annexionsfeldzug im
großen Stil in Deutſchland eingeleitet wurde. war zum größten
Teil ihr Werk. Sie haben ſich rückſichtslos über alle Forderungen
des Völkerrechts und der Menſchlichkeit hinweggeſetzt, und es war
ihnen kein Mittel zu ſchlecht, mit deſſen Hilfe ſie den Sieg erringen
zu können hofften.

Am Ende iſt es auch zweckmäßig, in dieſem Augenblicke daran
zu erinnern, daß gerade die Nährmutter der Deutſchen Volk
partei, die Schwerinduſtrie, in erſter Linie die Verantwortung für
die Zerſtörung der Fabriken in Belgien und Nordfrankreich trägt.
Sie wollte ſich die Konkurrenz dom Leibe halten, um ihre Preiſe
nach Belieben erhöhen zu können, und ſie zerſchlug die Maſchinen
unter dem Vorgeben, daß fie Schrot für die deutſche Stahlprodut
tion gebrauche. Und insbeſondere Herr Stinnes! Hat er ſich

wurde, in
gekommen.

Die Menge griff die Carabinieri an und verſuchte, die Polizei w

nicht gerühmt, daß er die Deportation der belgiſchen Arbeiter tro
dem anfänglichen Widerftreben des Grneralgouverneurs von
viſſing durchgeſetzt habe Und gerade mit dieſem Herrn Stinnes
wollen jett die Kapitaliſten Frankreichs, die ſich damals nicht
genug über die „Kulturſchmach“ der Verſchleppung Unſchuldige
entrüſten konnten, im Beziehurg treten. Die Ausſicht auf ein Geſchäft läßt die zuterngtionale t alles vergeſſen vnd alles
vergeben. Das Proſetarigt aber fſchilt man daterlandslos, und

macht ihm ſetnen Mangel an nationalen Empfinden zum Vor
wurf

Es wird eingewandt werden, daß Frankreich ja erſt hören wolle
wie ſich die Deutſche Volkspartei zur Erfüllung des Friedensver-

trages ſtellt. Jn Wirklichteit kann es über dieſe Antwort gar
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nicht im Zweifel ſein. Genau wie die
die Leute um Streſemann und Stinnes verfichern, ſie alles tun
wollen, was in ihren Kräften ſteht, um den geſtellten Bedingungen

recht zu werden. Nur daß eben dieſer Beſcheid im Widerſpruch
mit ihrer bisherigen Haltung und den großen Worten, die ſie

im Wahlkampf gemacht haben. Sie überſchütteten doch die alte
Regierung mit Angriffen, weil ſie dem Ausland gegenüber eine

große Weichheit und Nachgiebigkeit an den Tag legte. Sie ver
r achen eine feſte und energiſche auswärtige Politik, erzeugten

und verſtärkten in ihren Wählern die Revancheſtimmung, und ſie
nahmen, um von anderem zu ſchweigen, mit Begeiſterung den
famoſen Baron Lersner in ihre Reihen auf, der ja ſchon in Paris
die Tragikomödie vom ſtarken Mann aufgeführt hatte.

Werden ſie nun, zur Macht gelangt, ihre Haltung ändern? Ja
und Nein. Sie werden bemüht ſein, den Wünſchen des Entente
kaprtalis ws auf Koſten der deutſchen Arbeiterſchaft nachzu
kommen, und gleichzeitig mit Hilfe der Feinde von vorgeſtern die
Herrſchaft des deurſchen Kapitalismus ſo feſt als möglich zu ver-
ankern. Sich mit dieſen Beſtrebungen auseinanderzuſetzen, iſt
zunächſt die Aufgabe des deutſchen Proletariats. Aber im Grunde
ſollte man ſich doch in Frankreich keinerlei Täuſchungen daritber
hingeben, daß eine Stärkung des politiſchen Einfluſſes der Stinnes-

uppe in der Zukunft große Gefahren für die Ruhe Europas in
ſich birgt. Die Deutſche Vollspartei mag gegenwärtig ſi d zu den
weiteſigebendſten Zuſicherungen bereitfinden. Doch ihre und des
Aapitalismus Eeieſti gung bedeutet gleichzeitig die Erneuerun m und
Wiederaufrichtung der deutſchen Militarismus. Sel
werden die deutſchen Arbeiter alle ihre Kräfte anſpannen um dieſe
Entvicklung zu hinter reiben. ber ſie werden nicht aufhoren
das frivole Spiel das die Bourgeoiſie der Ententeläander mir dem
Frieden treibt, ins rechte Licht zu rücken. und ſie ſind ſiher, dabei

ihrer Brüder in England und Frankreich Tas rich-
tige Lrrſtandnis zu finden.

Die Bopkottwirkung in Angarn.
Neue Regierungskriſe.

Berlin 25. Junt. Der Freiheit wird aus Wien über eine
Regierungskriſein Ungarn und ihre Urſachen folgendes
mitgeteilt:

werden auch

tung der Entente ab.

Fort mit der Militärjuſtiz!
Die Unabhängige Fraktion des Reichstages ver

langt in einem Antrag die ſofortige Aufhebung der
Wilitärgerichtsbarkeit. Die Regierung iſt
dieſen Antrag mit allen Milteln zu unterſtützen, denn die Militär
gerichtsbarkeit iſt nach der Verfaſſung tatſächlich abgeſchafft.
Noske hat aber durch andauernde Schliche und Kniffe, wobei er
von ſeinen Parteigenoſſen tatkräftig unterſtützt wurde, es
immer wieder zu vereiteln gewußt, daß die geſetzlichen Ausfüh-
rungsbeſtimmungen in der Nationalverſammlung zur Beratung
kamen. Fünf Mimten vor Toresſchluß wollte dann die National-
verſammlung ihre große Unterlaſſungsſünde endlich gutmachen.
Das Vorhaben ſcheiterte an der Sabotage der Rechtsparteien,
die Militärjuſtiz beſteht alſo weiter, und zwar als ſchlimmſtes A u s-
nahmegeſetz. Tritt die neue Regierung, ganz gleich, wie ſie zu-
ſammengeſetzt ſein mag, nunmehr nicht ſchnellſtens für Beſeitigung
dieſes mittelalterlichen Schandflecks ein, dann macht ſie ſich eines
groben Verfaſſungsbruchs ſchuldig.

Unſere Aufgabe wird es ſein, ohne Rückſicht auf die Stellung der
Regierung. das Volk gegen die deutſche Juſtizſchande mobil zu
machen. Der Kampf muß auf breiteſter Baſis organiſiert werden.

Die ſtrenge Durchführung des Bonkotts gegen Ungarn führt zu
Kämpfen zwiſchen Arbeitern und Beamten Auf
der Eiſenbahn und der Poſt, wo die Beamten den Voykott durch
brachen, treten die Arbeiter in den Streikundlegen den
ganzen Verkehr lahm. Jn Praag haben ſich auch die
Bationga liſten dem Boykvott angeſchloſſen. Die Abſper-
rung Ungarns iſt faſt vollſtändig. Sogar Schmuggel
iſt unmöglich. Eine Abordnung Budapeſter Banken und Jn-
vuſtrieller fordert von der Regiernug Verhandlungen mit
dem Jnterngtionglen Gewerkſchaftsbund. Die
Jnduſtriellen wünſchen die Vermittlung der ungariſchen Sozial
demokratie. Die ungariſche Regierung iſt zurückge-
treten. Dies iſt zum Teil eine Folge des Boykotts, zum Teil aber
auch hervorgerufen durch ſtaatsſtreichleriſche Umtriebe
des bekannten Leutnants Heyas. Der Leutnant hat
Flugblätter in Tauſenden verbreiten laſſen, in denen aufgefordert
wird, daß die Regierung zurücktritt. Er verlangt eine „Regierung
der ſtarken Fauſt“.

Eine ſolche Forderung im Lande des Weißen Horthy-
ſchreckens zu ſtellen, läßt auf vollſtändigen Jrrſinn dieſes
Leutnants ſchließen.

Konferenz der engliſchen Arbeiterpartei.
London, 22. Juni. (Reuter.) Bei der heute in Scarborough

eröffneten Konferenz der engliſchen Arbeiter-
partei, an der 1150 Delegierte teilnahmen, ſagte Camille
Huhsmans in einer Rede, er werde in Genf beantragen, daß
das Jnternationale Sozialiſtiſche Sekretariat
nach London verlegt werde, weil der künftige Mittelpunkt der
Internationale in einem mächtigen Land mit einer mächtigenWe liegen müſſe.

Für die Anerkennung der Sowjet Regierung.
Amſterdam, 24. Juni. Die Jahresverſammlung der eng

liſchen Arbeiterpartei in Skarborongh nahm eine Entſchließung
an, die beſagt, die Friedensbedingungen ſtänden mit
den Kriegszielen in WMiderſprauch. Ferner wird in der
Entſchließung die Anerkennung der gegenwätigen
ruſſiſchen Regierung, die Wiederherſtellung der Handels
beziehungen mit Rußland und das Unterlaſſen jeglicher Hilfe an
die antibolſchewiſtiſchen Mächte gefordert. Des weiteren wird
der Weiße Schrecken in Ungarn ſcharf verurteilt
und erklärt, daß die wirtſchaftliche Wiederherſtellung Mittel
europas für den Frieden und die Ruhe der Welt notwendig ſei.
Endlich wurde beſchloſſen, Lloyd George zu erſuchen, eine Abord
nung der Parteileitung und des parlamentariſchen Ansſchuſſ s
der Gewerkſchaften zu empfangen, um die eben erwähnten Punkte
zu beſprechen.

Verſtändigung zwiſchen der Türkei und
Armenien.

Nachdem Rußland mit der Türkei Frieden geſchloſſen hat, trett
es nunmehr als Vermittler auf zwiſchen der Türkei und Armenien
und man nimmt an. daß die Verhandlungen mit einer vollen Ver
ſtändigung zwiſchen den beiden Ländern enden werden. Tas
würde ein nicht zu unterſchätzender Erfolg ſozialiſtiſchec aus
wärtiger Politik ſein, denn nirgendwo waren die Gegenſfkhe well
fo erbittert und durch nationaliſtiſche Strömungen ſo auf die
Spitze getrieben, wie bei dieſen Ländern. Man erinnert ſich an die
vwerbrecheriſche Politik der Türkei gegen die Armen. er während ded
Weltkrieges und man iſt erſtaunt zu hören, daß es möglich ſein
ſoll. alle die Greueltaten zu vergeſſen.

Die Sorge vor neuen Ueberfällen der Türkei ſpiegelt ſich aller
dings deutlich in dem Vertragsentwurf wieder. Um jedem Angriff
vorzubeugen, ſoll die Türkei verpflichtet werden, keinerlei Militär
innerhalb beſtimmter Grenzen zwiſchen den beiden Staaten zu
halten. Es wird alſo gewiſſermaßen eine neutrale Zone geſchaffen.

Schwieriger war die Frage der Grenzfeſtſetzung des ar er iſchen
Staates. Die Anſprüche Armeniens auf ſeine alten hinori en
Grenzen können nicht erfüllt werden, aber man hofft zu einen
Kompromiß zu gelangen in der Weiſe, daß die Armenier, die
während des Krieges aus der Türkei flohen, unter Gewährn
vollen Bürgerrechts wieder in die Türkei zurückgeführt werden
und daß man ihnen genügend Land zur Anſiedlung über veiſt
Dieſes Gebiet, ſowie das augenblicklich von Armeniern beſetzte Ge
biet innerhalb der früheren ottomaniſchen Grenzen, wird den
neuen ſelbſtändigen Staat Armenien bilden. Armeniſche Jnſel:
innerhalb des türkiſchen Gebietes ſollen allmählich auf armeniſches
Gebiet übergeführt werden und umgekehrt auch türkiſche Bevö!ke
rung, die vereinzelt im armeniſchen Staat lebt.

Auf dieſe Weiſe könnte dank der unermüdlichen Vermittler-
tätigkeit Sowjet Rußlands eine Verſtändigung erzielt werden, aber

Der Widerwille gegen die Militärjuſtiz iſt grenzenlos. Jm Vor-
Selbſtreeſtärdlich wärts fordern Käte Koll witz und Wally Zepler, daß durch

eine Volksabſtimmung über die Militärjuſtiz entſchieden
werden ſolle. Das Volk würde dabei zugleich ſein Urteil über
die Mörder von Bad Thal ſprechen. Auch der Bund
Neues Vaterland ruft zu einem Volksentſcheid auf. Er hat
allen Mitgliedern des Reichstags eine Erklärung zugehen laſſen, die
lautet:

Der Bund Neues Vaterland der Republikaniſche Füh-
rerbund und der Friedensbund der Kriegsteilnehmer haben anläß-
lich der Ermordung Hans Paaſches einen Aufrufan
die ganze Kulturwelt gerichtet, in dem die Gemeinſchädlich-
keit des deutſchen Militarismus gekennzeichnet iſt und in dem die
Beſeitigung der Militärgerichtsbarkeit gefordert wird. Die Ermor
dung Hans Paaſches und der Freiſpruch der Marburger Zeitfrei-
willigen werden uns um den letzten Reſt an Sympathien des Aus
landes auch in dem uns deutſchfreundlichen Auslande bringen.

Wenn der Reichstag nicht unmittelbar nach ſeinem Zuſammen-
tritt die reſtloſe Beſeitigung der Militärgerichtsbarkeit be
ſchließt, werden die pazifiſtiſchen Organiſationen auf Grund des
Artikels 73 der Reichsverfaſſung dazu aufrufen, durch Volks
begehren und Volksentſcheid dieſe Forderung zu erzwingen.“

Die Regierung wird, wenn der unabhängige Antrag im Reichstag
zur Beratung kommt, ſicher wieder allerlei Schwierigkeiten
vorſchützen. die Rechtsvarteien, in deren Jntereſſe es liegt, daß
e Morde, von Offizieren verübt, unbeſtraft bleiben, werden
ſich bemühen, den Mörderſchutz durch Kriegsgerichte zum ſtaatlichen
Privileg zu erheben. Deshalb muß das Volk rechtzeitig mobil
gemacht werden, damit die Regierung ſieht, daß es in dieſer Frage
kein Zurück mehr gibt.

Die Proteſtbewegung gegen den Steuerabzug.
Boch um, 24. Juni. Der bevorſtehende Abzug vom Arbeitsver-

dienſt hat auch in den hieſigen Arbeiterkreiſen große Beunruhigung
verurſacht. Wie gemeldet wird, iſt auf den großen Werken ein von
Tag zu Tag wachſender Widerſtand gegen die behördlichen Maß-
nahmen feſtzuſtellen. Wie der Korreſpondent der Telegraphen-
Union meldet, bewegt ſich die Agitation in der Richtung, daß, wenn
das Abzugsverfähren wirklich durchgeführt werden ſollte. ein vie r
undzwanzigſtündiger Generalſtreik einſetzen wird,
um die Beſeitigung der neuen Methode zu erzwingen. Die Arbeiter-
ſchaft ſteht auf dem Standpunkt, daß es bei der bisherigen Steuer-
einziehungsmethode bleiben müſſe.

Eſſen (Rubr), 24. Juni. Die ſtreikenden ſtädtiſchen Ar
beiter haben das Waſſerwerkſtillgelegt. Die ganze
Stadt, auch die Krankenhäuſer, ſind ohne Waſſer. Mehrere
induſtrielle Werke mußten bereits den Betrieb einſtellen.

Köln, 24. Juni. Der Regierungspräſident gibt bekannt, daß
die Rheinland- Kommiſſion den zehnprozentigen Lohn
abzug genehmigt hat.

Beuthen, L4. Juni. Auf Anordnung der Jnteralliierten
Kommiſſion in Oppeln unterbleibt die Erhebung des
Einkommenſteuer durch Abzug von 10 Prozent des
Arbeitslohnes für das beſetzte oberſchleſiſche Gebiet. Die
Jnteralliierte Kommiſſion hat ſich wegen Außerkraftſetzung des
zehnprozentigen Steuerabzuges bereits mit dem Deutſchen Reiche
in Verbindung geſetzt. Außerdem iſt die Forderung aufgeſtellt
worden, den Arbeitern die Beſatzungszulage zukommen zu laſſen.

Berlin, 24. Juni. Der Bundder Landwirte hat an den
Reichskanzler eine Eingabe gerichtet, in der er ſich gegen den Steuer
abzug in der Landwirtſchaft wendet und erklärt, der Abzug ſei in
der Landwirtſchaft techniſch ohne große Un-
gerechtigkeiten nicht durchführbar. Der Bund der
Landwirte richtet deshalb das Erſuchen an die Reichsregierung, die
Ausführung dieſer Beſtimmungen bis zu ihrer Abänderung zu
nächſt aufzuſchieben.

Der Landarbeiterſtreik in Pommern.
Der Pommerſche Landbund hat ſich in einer neuen Eingabe

an die preußiſche Regierung, des Reichsarbeitsminiſteriums und den
Staatskommiſſar für öffentliche Ordnung gewandt, um gewalt-
ſames Einſchreiten gegen die ſtreikenden Landarbeiter zu er-
reichen. Es heißt in der Eingabe:

„Wir verlangen nunmehr, nachdem trotz Tarifabſchluſſes im
Kreiſe Köslin heute, nach 48 Stunden, noch geſtreikt wird, ſo-
fortige Maßnahmen der Regierung, daß die, unſere Volksernäh-
rung ſchwer ſchädigende, mit unerhörten Auswüchſen verbundene
Arbeitsniederlegung unverzüglich eingeſtellt wird. Wir erklären,
als die beauftragten Vertreter der geſamten Arbeitgeberausſchüſſe
der Kreisgruppen des Pommerſchen Landbundes, daß wir jetzt
nur noch in Verhandlungen eintreten, nachdem die Arbeit be-
dingungslos aufgenommen iſt und die um die Koalitionsfreiheit
ringende Arbeitnehmergruppe grundſätzlich anerkannt wird.“

Die Landarbeiter werden kaum ſo töricht ſein, bedingungslos
die Arbeit aufzunehmen, um ſich dann auf Gnade und Ungnade den
pommerſchen Junkern auszuliefern.

Stettin, 24. Juni. Der Landarbeiterſtreik im Regierungs
bezirk Köslin umfaßt bis jetzt ungefähr 150——-200 Güter, davon allein
im Kreiſe Stolp 100 Güter. Seit geſtern iſt der Streik auch auf den
Kreis Rum melsbur g übergegangen.

Die „techniſche Nothilfe“ hilft den Landjunkery!
Berlin, 24. Juni. (WTB.) Jm pommerſchen Landarbeiter

ſtreik hat der Landrat des Kreiſes Köslin nach langwierigen Ver
handlungen mit den Streikenden jetzt die techniſche Nothilfe zum
Eingreifen aufgerufen. Es iſt daraufhin im Laufe des heutigen
Tages die Nothilfe auf fünf Gütern des Kreiſes zur Verrichtung
der Notſtandsarbeiten eingeſetzt worden. Da auch im Kreiſe Flatow

ſelbſwerſtändlich hängt auch hier letzten Endes viel von der Hal
C

S e ben Landarbeitern revolutivnäres Denken ein

Gegen Kapitalismus und
Militarismus.

Internationale Gewerkſchaftspolitik.
Die ſteigende Macht der Gewerkſchaften ermsglicht die Löſung

von Problemen, die für den proletariſchen Befreiungskampf von
Bedeutung ſind. Der gewaltige Verſuch, den Weißen Schrecken in
Ungarn durch internationalen Bohykott zu beſeitigen, eröffnet neue

Wiederholt haben ArbeiterMöglichkeiten des Klaſſenkampfes.
gruppen verſchiedener Länder Kriegstransporte gegen Rußland
verhindert. Gegenwärtig ſtehen die deutſchen Eiſenbahner vor der
Aufgabe, den Transport von 100 000 Mann ſchwarzer.
Truppen zu verweigern, die durch Deutſchland nach Polen be
fördert werden ſollen, um gegen Rußland verwendet zu werden.
Dieſe Erſcheinungen erwecken die Hoffnung, daß es der Gewerk
ſchafts internationale bald möglich ſein wird, an die Arbeiter der
ganzen Welt den Aufruf zu richten, die Herſtellung von Munition
und Waffen und den Transport von Kriegsmaterial unter allen
Umſtänden zu verweigern.

Noch immer bringt das Wühlen des Jmperialismus die Gefahr
neuer Kriege. Die ſiegreichen Großmächte rivaliſieren, wer von
ihnen bei der Verſklavung Mitteleuropas und Rußlands den
Hauptteil der Beute einſtecken ſoll. Und der deutſche Jmperialis4
mus hofft noch immer den anderen übertölpeln zu können und
dadurch zur früheren Bedeutung zu gelangen. Seit eineinhalb;
Jahren bieten die deutſchen Militariſten und Regierunggsſtellen,
den früher verläſterten Feinden deutſches Menſchenfleiſch zum
Kampfe gegen Rußland an. Sie hoffen, bei einem neuen Krieg
die Hurrakanaille wieder zu erwecken und die Macht des Militaris-
mus über das geſamte Wirtſchaftsleben wieder aufrichten zu
können. Die deutſche Schwerinduſtrie hat die Wiederaufrichtung
des Militarismus und das baltiſche Abenteuer, das der erſte Vor
ſtoß in der angedeuteten Richtung war, mit vielen Millionen unter
ſtützt. Unabhängig von einer internationalen Aktion iſt es Pflicht
der Arbeiterſchaft jedes Staates, alle Kriegstreiberei im eigenen
Lande von vornherein zu bekämpfen. Ganz beſonders das deutſche

Proletariat muß in dieſem Kampfe voran gehen. Wir dürfen
uns nicht wieder überrumpeln laſſen, nicht wieder vor fertige Tat
ſachen ſtellen laſſen. Die deutſchen Arbeiter, die durch den Krieg
ſo viel gelitten haben, müſſen verlangen, daß ihre Kraft nur für
nützliche, produktive Arbeit Herwendet wird. Wir, die wir fünf
Jahre lang ertragen mußten, daß die ganzen Produktionsmittel
des Staates und die ganze Arbeiterſchaft unſeres Volkes verwendet.
wurden um Werkzeuge herzuſtellen, mit denen ſich Proletarier für
die Intereſſen einiger Kapitaliſtengruppen gegenſeitig zerfleiſchen;
gerade wir müſſen unſere Macht daranſetzen, der Herſtellung von
Mordwerkzeugen ein Ende zu machen.

Preußiſche Londesverſummlung.

Die Haftentlaſſung des Genoſſen Kilian
beſchloſſen!

146 Sitzung, Donnerstag, den 24. Juni. g
Präſident Leinert eröffnet die Sitzung 2 Uhr 45 Minuten.
Der Antrag des Geſchäftsordnungsausſchuſſes

um ſofortige Entlaſſung des Abgeordneten
Kilian, der gegenwärtig eine dreijährige Gefängnisſtrafe wegen
Delikte ausſchließlich politiſcher Art verbüßt, wurde gegen die
beiden Parteien der Rechten unter lebhaftem Beifall angenom
men. t

Der Geſetzentwurf zur Ergänzung des Geſetzes über die vor
läufige Regelung des Staatshaushalts für das Rechnungsjahr
1920, der in einem einzigen Paragraphen beſtimmt, daß das Geſetz
über die vorläufige Regelung des Staatshaushalts auf die Monate
April bis September 1920 ausgedehnt wird, wurde in allen drei
Beratungen ohne Ausſprache angenommen.

Es folgt der Antrag des Verfaſſungsausſchuſſes auf Abänderung
der Reichsverfaſſung über die preußiſchen Stimmen im Reichsrat.
Der Antrag bezweckt die Verlängerung der in der Verfaſſung ge
gebenen Friſtbeſtimmung für die Ernennung der Reichsrais-
mitglieder, damit die Neuregelung der Verhältniſſe der Provinzial-
verwaltun gen berückſichtigt werden kann.

Abg. Beyer (Oberſchleſien, Ztr.) erſtattet den Ausſchußbericht.
Abg. Dr. Preuß (Dem.): Die Verlängerung der Gültigkeit

der heutigen preußiſchen Stimmen im Reichsrat wird nicht
umgehen laſſen. Wir beantragen aber es lediglich bei der Ver-
änderung der Friſtbeſtimmung zu laſſen und nie darauf zu beſtehen, daß die le mmenset Preußens im Reichsrat und die
Stimmen ſeiner Provinzen abgeändert werden. Dieſe Forderin
würde im Reichstage nicht die erforderliche 1
erhalten. Außerdem würde durch Annahme Antrages des
Ausſchuſſes im Süden eine bedenkliche Stimmung erzeugt.

Abg. von Kries (Dn.): Wir ſtimmen für den Ausſchußantrag
und lehnen den Antrag Preuß ab. Da wir ſowieſo wegen Ver
längerung der Friſt an den Reichstag herantreten, ſo können wir
auch die Aenderung der anderen einſchlägigen Beſtimmungen der
Reichsverfaſſung beantragen.

Unterſtaatsſekretär Dr. Freund tritt ebenfalls für Annahme
des Ausſchußantrages ein; ebenſo Abgeordneter Scholich (Soz.).

Danach wird der Antrag Preuß abgelehnt und die Vorlage ein
ſtimmig angenommen.

Dann vertagt ſich das Haus auf Montag den 65. Juli, vormittags
11 Uhr: Uebergang der ſtandesherrlichen Bergrealſchule an den
Staat, kleine Vorlagen. Schluß 8 Uhr 45 Min.

7

Die Neuwahlen für das Preußenparlament
Die Neuwahlen zur Preußiſchen Landesverſammlung werden,

et erſahren, vorausſichtlich im Monat Oktober ſtatt
inden.

Die Lebensmittelunruhen.
Neuerdings iſt es auch in Bremen zu Kundgebungen gegen

die Teuerung gekommen. Die Demonſtrationen verſtärkten ſich!
beſonders am Donnerstag während der Mittagsſtunden, ſo daß
die Polizei einige beſonders lebhafte Ladenſtraßen für den all
gemeinen Verkehr ſperrte. Die Demonſtranten wandten ſich im
Laufe des Tages auch gegen die Schuhwarengeſchäfte und großen
Warenhäuſer, denen polizeilicher Schutz zuteil wurde. Jn den
Schuhwarengeſchäften fanden vielfach Zwangsverkäufe ſtatt.

Die Lebensmittelkrawalle verliefen im allgemeinen ohne ſchwere
Folgen für die Allgemeinheit, doch haben die beteiligten Händler
und Ladengeſchäfte großen Schaden erlitten. Viele große Laden
geſchäfte in der inneren Stadt haben wegen der bedrohlichen Lage
ſchließen müſſen. Am Donnerstag abend wurde die Hutfilterſtraße

ein neuer Landarbeiterſtreik ausgebrochen iſt, ſteht auch hier Not- von Poliziſten und Sicherheitspolizei mit aufgepflangtem Bajonett

and. )orr.
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j Faſſung:

werden die Baulichkeiten den neu zu konſtituierenden religiöſen Ver

faumt. Die Polizei machte daberegen en Larel Fahren et gerh e Wer e
aße zu drängen, ohne daß ernſtliche Zwiſchenfälle vorkamen.

X

In Württemberg iſt Ruhe eingetreten. Ueber Ul m und
veidenheim iſt der Belagerungszuſtand verhängt
worden. Die Nachricht, daß die Volksmenge in Aalen ſich der
Waffen der Einwohnerwehr bemächtigt hat, iſt nicht zutreffend,
doch gelang es der Menge, das Waffendepot der Wehr in Heiden
heim zu erſtürmen und fich ſämtlicher Waffen zu bemächtigen.
Heidenheim iſt völlig in dex Hand der Kommuniſten. Ein
ſommuniſten führer iſt dem Oberamtmann beigegeben worden.
Die Behörden werden beaufſichtigt. Jn der Stadt iſt alles ruhig
Es wird niemand in irgendeiner Weiſe beunruhigt.

Skaat und Kirche.
Die vom Zentralkomitee unſerer Partei eingeſetzte Programm-

kommiſſion für das Schul und Bildungsweſen hat einen vor l ä u-
figen Entwurf einer Auseinanderſetzung des Staates mit der
Kirche ausgearbeitet, den die Kommiſſion der Parteigenoſſenſchaft
hierdurch zur Diskuſſion unterbreitet. Der Entwurf hat folgende

1. Alle direkten und indirekten Leiſtungen des
Reiches, der Einzelſtaaten, der Kommunen und Kommunalverbände
an Religionsgemeinſchaften hören auf.

2. Kein im öffentlichen Dienſte ſtehender Beamter, Ange-
ſtellter oder Arbeiter darf für Zwecke der Religionsgemeinſchaften
verwendet werden. Soweit dieſe Maßnahme Entlaſſungen erforder
ich macht, unterliegen die Penſionsanſprüche und ſonſtigen Forde

gen dieſer Beamten, Angeſtellten und Arbeiter an den Staat
den allgemeinen Regeln, die auf dem Gebiete des Penſionsrechts
neu aufzuſtellen ſein werden.

3. Der Staat verzichtet auf alle Aufſichts- und ſonſtigen
Rechte, die er bisher über die Religionsgemeinſchaften ausgeübt

hat. t4. Keine Behörde darf eine Statiſtik oder ſonſtige Erhebung
über die konfeſſionelle Zugehörigkeit der Landesbewohner anſtellen
oder einen einzelnen nach ſeinem Glauben fragen.

5. Kirchliche Feiertage werden nicht als geſetzliche an-
erkannt. Die Sonntage bleiben Ruhetage; Weihnachten, Oſtern
und Pfingſten bleiben mit je zwei Ruhetagen erhalten. Die Oſter-
und Pfingſtfeiertage ſind im Kalender feſtzulegen.

6. Den Leitungen von Anſtalten, die dem Reich, dem
Staat oder einer Gemeinde gehören oder unterſtehen, iſt die Ver
anſtaltung von religiöſen Feiern oder Handlungen oder die An
regung dazu unterſagt. Unter dieſen Anſtalten ſind auch Schulen
zu verſtehen. Das Verbot berührt nicht das religiöſe Bedürfnis
des einzelnen.

7. Allen Bewohnern der deutſchen Republik iſt es geſtattet, ſich
zu religiöſen Vereinen zuſammenzuſchließen. Die Religionsgemein
ſchaften unterſtehen dem allgemeinen Vereinsrecht, ſie ſind nicht
Körperſchaften des öffentlichen Recht s. Als Mit-
glieder gelten nur ſolche Perſonen beiderlei Geſchlechts, die ſich nach
Jnkraftſetzung dieſer Regelung zum Beitritt neu melden.

8. Das bewegliche Vermögen der bisherigen Kirchengemeinden
wird inventariſiert und wird öffentliche s Eigentum. Eine
Kommiſſion, die zur Regelung der Vermögensverhältniſſe, zur Ab
löſung der Verbindlichkeiten und Rechte der bisherigen Kirchen
gemeinden eingeſetzt wird, entſcheidet auf Grund eines beſonderen
Geſetzes über die weitere Verwendung des Vermögens.

Bei der Jnventaräſierung ſind die Leiter, Vertrauens-
eute und Angeſtellten der Kirchengemeinden verpflichtet, den Be
hörden genane Auskunft über den Vermögensſtand der Gemeinden
u geben.
9. Der geſamte Beſitz der bisherigen Kirchengemeinden an

Grundſtücken und Baulichkeiten geht in den Beſitz der Ge-
meinſchaft über. Zur Abhaltung der religiöſen Handlungen

einen von Fall zu Fall durch die mit der Verwaltung der Baulich-
keiten betrauten Behörden auf Grund beſonderer Verträge über
laſſen. Nach Bedürfnis und Mitgliederzahl dieſer Religions-
gemeinſchaften können einzelne Baulichkeiten den Religionsgemein-
ſchaften jedoch auch zur ausſchließlichen Benützung und unbe-
ſchränkten Verfügung übergeben werden. Eigentümer bleiben auch
in dieſem Fall Reich, Staat und Gemeinde. Die Religionsgemein-
ſchaften erwerben das ausſchließliche Verfügungsrecht durch einen
beiderſeitig kündbaren Mietvertrag von begrenzter Dauer. Jn
dieſem Falle trägt die Religionsgemeinſchaft für die Dauer des
Vertrages alle Koſten für die Unterhaltung der Baulichkeiten.

10. Die für den Kult notwendigen Gerätſchaften der bis
herigen Kirchengemeinden gehen in den Beſitz der nachfolgenden
religiöſen Vereine über.

11. Ueber die Abſchaffung des Religionsunter-
richt s an den Schulen und der theologiſchen Fakultät ſiehe das
Schulprogramm.

12. Beſtattungspläne ſind in Zukunft Gemeinbeſitz.
Die Formen der Beſtattung und des Gräberſchmuckes ſind. Privat

Sie dürfen mit dem allgemeinen Recht nicht im Widerſpruch
tehen.

Ein Prozeß gegen Kommuniſten.
Am Donnerstag, den 24. Juni. begann vor dem Landgericht II

in Berlin der Prozeß gegen die Angehörigen der KommuniſtiſchenJugendbewegung 5 chtmann und Hoppe, die beſchuldigt
werden, auf Beſchluß eines revolutionären Geheimtribunals den
berüchtigten er Landwirtſchaftsinſpektor Blau, der
ſich in die Partei eingeſchlichen und viele en en der Gegen
revolution ausgeliefert hat. re zu haben. er Prozeß hat
für das Proletariat die beſondere Bedeutung, daß hier, wo es ſich
um Beſeitigung eines minderwertigen Subjektes handelt, die An
geklagten nach der Härte des bürgerlichen Rechts verfolgt werden
und vor die ordentlichen richte kommen, während die
Weißen Mörder der Gegenrevolution, geſchützt durch ihre Kame
radengerichte, wie zuletzt der empörende Freiſpruch der Marburger
Horthybuben beweiſt, ſtändig freigeſprochen werden.

Sozialiſierung in Schweden.
Stockholm, 24. Juni. (WTB.) Die ſog ialdemokra-

tiſche ſchwediſche Regierung hat jetzt die ſchon früher ange
kündigte Sozialiſierungs- Kommiſſion berufen. Die
Kommiſſion iſt mit beſonderen amtlichen Befugniſſen ausgerüſtet.
Der Vorſitzende iſt der etwas radikal gefärbte ſogialiſtiſche Miniſter
Sandler. Es wurden ferner zwei Kommiſſionen für die Prü-
fung der Frage der Wirtſchaft, Demokratie und der vorläufigen
Geſetzgebung für die Gründung von Syndikaten und anberen
monopolartigen Zuſammenſchlüſſen berufen. Die Regierung Bran-
ting denkt bei der Einſetzung dieſer Kommiſſionen zweifellos mehr
an die Stärkung der wahltaktiſchen Stellung der ſozialiſtiſchen
Partei als an baldige geſetzliche Maßnahmen tiefgreifender Art.

Verantworclich Politik und Parteinachrichtan: Karl Bock; für Halle und
Saalkreis: Hans Bobla; Aus der nd VerſammlungsberichteP uen: Hermann Schade; Verlag Volksblatt G. m. d. Hded Be o Wfrörnchdeugerei e. G. m. b. H., ſämtlich in Halle.

Aus der Provinz.
Der Mittellandkanal.

Der Streit um die Linienführung des Mittellandkangks tobt un
vermindert fort. Jn durchaus überzeugender und zutreffender
Weiſe ſchreibt jetzt der Ausſchuß für den Stichkanal Aſchersleben
Halberſtadt der Magdeburgiſchen Zeitung, die begreiflicherwejſe für
die Miltellinie eintritt:

Das preußiſche Miniſterium der öffentlichen Arbeiten hat be
ſchloſſen, der preußiſchen Landesverſammlung eine Vorlage über die
Erbauung des Mittellandkanals auf der Grundlage der ſog. Mittel
linie, und zwar ohne den r r zur Saale, zugehenſz laſſen. Dieſer Beſchluß iſt um ſo überraſchender, als die Denk
chrift des Arbeitsminiſteriums die unbeſtreitbaren Vor

züge der Südlinie gegenüber der Mittellinie bei voller Un-

treten ließ, daß nur der Bau der Südlinie in Frage
kommen konnte. Der Beſchluß der preußiſchen Regierung
würde bedeuten, daß das mitteldeutſche Jnduſtrie-en un berückſichtigt bleiben ſoll und Preußen die
Kanalfrage als esne preußiſche Angelegenheit behandeln will, ob-
wohl Sachſen, Anhalt, Thüringen, Braunſchweig, Oldenburg und
Bremen in höchſtem Grade daran intereſſiert ſind. Da Preußen die
Vorlage ohne vorheriges Einvernehmen mit dieſen Staaten ergehen
laſſen will, ſo iſt deren beſtigſter Widerſtand zu erwarten. Eine
endgültige Entſcheidung konn nur das Reich bzw. der Reichstag
treffen, denn das Mittellandkanalprojekt iſt unter allen Umſtänden
eine großdeutſche Angelegenheit. Der unter dieſem Geſichtspunkt
auffallende Vorbeſchluß der preußiſchen Regierung dürfte letzten
Endes wohl nur die Abſickt verfolgen, den Jntereſſen der rheiniſch-
weſtfäliſchen Schwerinduſtrie, Berlins und Magdeburgs nachzu-
geben und gleichzeitig die Entſcheidung des Reichstags im voraus
zu beeinfluſſen. Auf einem ſolchen Wege läßt ſich dann die gegen-
wärtig wichtigſte Verkehrsfrage des Deutſchen Reiches doch nicht
löſen. Es wäre daher zu wünſchen, wenn die preußiſche Landes-
verſammlung irgend eine Stellungnahme ablehnen würde; denn
auf keinen Fall dürfen die Jntereſſen eines Einzelſtaates für die
Linienführung des Mittellandkanals maßgeblich ſein.

Jm Harze und ſeinen Vorlanden lagern etwa ein Zehntel der ge
ſamtdeutſchen Eiſenvorräte. die nur mag auch noch ſoviel
darüber geſchrieben werden beim Bau der Südlinie mobil gemacht
werden können, wie überhaupt der Harz mit ſeinen reichen Natur-
ſchätzen ohne die Südlinie ſeinen bisherigen Dornröschenſchlaf ewig
weiterſchlafen wird. Auch hat die Regierungsdenkſchrift über-
zeugend nachgewieſen, daß die Jntereſſen Magdeburgs bei der Süd
linie mindeſtens ſo gut wie bei der Mittellinie gewahrt werden.
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Auch Sachſen für die Südlinie.
Die ſächſiſche Regierung hat ſich mit allem Nachdruck für die

ſüdliche Linie des Mittelland- Kanals ausge-
ſprochen und tritt gleichzeitig für den Ausbau des Elſter
Sagale- Kanals ein. Sie iſt der Ueberzeugung, die Bedeu-
tung Leipzigs als Handels und Jnduſtrieſtadt ſei ſo überragend,
daß Weſtſachſen bei der Anlage eines Kanalnetzes keinesfalls un-
berückſichtigt gelaſſen werden dürfe 300 5 Mk. ſind bereits zu
techniſchen- Vorarbeiten für den Elſter--Sagale Kanal vorgeſchoſſen.

Sangerhauſen. Deutſchnationale „Volksbeglücker“.
Durch Entfachung einer nicht zu überbietenden Zeitungs, Flug
blatt und Verſammlungshetze, iſt es auch hier den Parteien des
Schwerkapitals gelungen, eine verhältnismäßig größere Schar
politiſcher Angſthaſen hinter ihre ſchwarzweißroten Reklamefetzen
u locken. Je nach Stand, Bildung oder perſönlicher Eignung haben
ich all die „großen“ Geiſter der Roſenſtadt in den Kampf zur
iederhaltung des Sozialismus geſtürzt. Jetzt ſitzen ſie wiedere ihrem Stammtiſch und zerbrechen ſich die Köpfe, wie man am

ſten die verhaßte ſozialiſtiſche Mehrheit im Stadtparlament be-
ſeitigen könnte. Denn die Herrſchaft oder der „Terror“ der Roteniſt jenen Leuten, die jahrzehntelang die nasteſte Diktatur des
Kapirals auf dem Rathaus ausgeübt haben, ein Dorn im Auge. Da
iſt es denn kein Wunder, wenn man jedes, auch das ungeeignetſte
Mittel anwendet, um das heißerſehnte Ziel, die Wiederaufrichtung
der unbeſchränkten Herrſchaft des Geldſackes, zu erreichen. Mit
Argusaugen wird die Tätigkeit der ſozialiſtiſchen Stadtverordneten-
mehrheit beobachtet und bei jeder ſich nur bietenden Gelegenheit
über die angebliche Rathausmißwirtſchaft gewettert. Einer der
Hauptſtreiter iſt der ehemalige Stabsarzt Dr. Schmidt bekannt
durch ſeine mehr lärmende als erſprießliche Tätigkeit auf dem Ge-
biete der ſogenannten Bodenreform. Die letzte Stadtverordneten
fitzung bietet dem ſtreitbaren Kämpen Gelegenheit, ſich mit der bei
ihm bekannten Ueberhebung als „der unabhängigſte und rückſichts-
loſeſte Kämpfer für Recht und Wahrheit“ im Ernſt! anzu-
preiſen und einen Beſchluß der ſozialiſtiſchen Mehrheit in Grund
und Boden zu kritiſieren. Jn einem ſpaltenlangen Erguß in der
Sangerhäuſer Zeitung bemüht er ſich um den Nachweis, daß unſere
Genoſſen unſoziales Verhalten an den Tag gelegt hätten, weil ſie
bei der Verteilung von Sparkaſſenüberſchüſſen die für die frommen
Diakoniſſen geforderten 2000 Mk. abgelehnt und beſchloſſen haben,
dieſe Summe dem Kreiskommunalverband zur Verfügung zu
ſtellen. damit dieſer durch das demnächſt zu errichtende Wohlfahrts-
amt die ſoziale Fürſorge noch großzügiger geſtalten könne. Man
weiß nicht, worüber man ſich mehr wundern ſoll, ob über die Unver-
frorenheit, mit der dieſer ſchwärmeriſche Wunderdoktor auf die Gut
gläubigkeit der Gedankenloſen ſpekuliert, oder über die edle
Dreiſtigkeit, mit der hier die Tatſachen verdreht werden, um Stim
mung gegen die verhaßten „Linksradikalen“ zu erzeugen. Tatſache
iſt, daß gerade durch die Schaffung des Kreiswohlfahrtsamtes die
öffentliche Fürſorge für die Aermſten der Armen erſt richtig in die
Wege geleitet, Not und Elend gelindert werden, und zwar in weit
ſtärkerem Maße, als dies bisher durch die frömmelnden Digkoniſſen
geſchehen konnte. Auch im Kreiswohlfahrtsamt werden Kranken-
ſchweſtern angeſtellt, allerdings weltliche und keine ſogenannten
frommen, deren ganzes Tun und Laſſen diktiert iſt von dem Be
ſtreben, nur das religiöſe Moment in den Vordergrund ihrer Liebes-
tätigkeit zu ſtellen. Die dem Kreis überwieſene Summe wird alſo
in gleicher Weiſe für die armen Kranken und Leidenden verwandt;
und Herr Dr. Schmidt wird bald Gelegenheit bekommen, ſich von der
Großzügigkeit der neuzuſchaffenden ſozialen Einrichtung zu über-
zeugen. Geradezu lächerlich wirkt der iölpelhafte Verſuch, unſeren
Genoſſen ihre ſoziale Einſichts oder, wie Herr Schmidt ſagt: ſozia-
liſtiſche Rückſichtsloſigkeit dadurch zu beweiſen. daß ſie für die Dia-
koniſſenſtation „keinen Groſchen“ gewährt, für Platzkonzerte hin-
gegen 1000 Mk. zur Verfügung geſtellt hätten. Eigentlich iſt dieſes
heuchleriſche Getue nicht wert, einer ernſthaften Beachtung ge-
würdigt zu werden, doch ſei nur folgendes feſtgeftellt: Die 1000 Mk.
ſind ganz ſicher nicht bewilligt worden damit „die Gänschen in
kurzen Röcken und durchbrochenen Strümpfen (als Töchter der Be
ſitzenden) mit ihren Liebhabern herumſcharwengzeln“ können, viel
mehr iſt dieſer Betrag beſtimmt zur Linderung der großen Not,
unter der die Berufsmuſiker gerade in Sangerhauſen zu leiden
haben. Die Platzkonzerte ſind nichts anderes als Notſtandsarbeiten,
ſie müſſen eingeleitet werden, weil durch die Konkurrenz, die viele
Dilettanten aus der von Dr. Schmidt geführten Bürgerſchaft den
Berufsmuſikern bereiten, dieſen das Leben ganz gewiß nicht er-
leichtern wird. Das werktätige Volk, um deſſen Gunſt der Arzt und

wird auf die Schmidtſchen Lehmklöße ganz ſicher nicht hereinfallen.
Die Arbeiterſchaft ſowie all die kleinen Beamten und Angeftellten,
die ſich durch die ſüßlichen Redensarten bisher betören ließen, wer-
den, um mit des Lehmavoſtels Worten zu reden hoffentlich
endlich einſehen, wer Freund oder Feind des Volkes iſt

Wittenberg. Gegen den zehnprozentigen Steueradzugproteſtierten bie Arbeitermaſſen unſerer Stadt am Donnerstagabend

im überfüllten Saal des Genofſen Freudenberg. Jn bekannt vorzüg-
licher Weiſe legte Genoſſe Hildebrandt (Halle) zunächſt dar, warum
die USP. nicht in die Regierung eintreten kann. Jedem vielleicht
in ſeiner Meinung noch Schwankenden wurde es kſar, daß die USP
niemals den verräteriſchen Spuren der Rechtsſozigliſten folgen, ſondern

Eprechſtunde der Redaktion von 12 bis 1 Uhr.

parteilichkeit einer ſachkundigen Betrachtung ſo überzeugend hervor

„Bodenreformer“ in echt jeſuitiſcher Manier ſich dauernd bemiiht,

ſollen.
ſtets ihren Programm treu bleiben wird, trotz allem Gekeife der deutſchen Betriebsrätekonferenz gleichfalle Referenten und Korrefenten
Auchſozialiſten. Genoſſe Hildebrandt wies dann die unerhörte Un hören zu wollen.

nach diee ebwehr ung anzuwenden.Diskuſſion verſuchte ein Scheinſozialiſt die Poun ſeiner Partei zu
rechtfertigen, von Noskes Taten rückte er indes auch weit ab. ige
Redner der USP. traten ihm energiſch entgegen, Genoſſe Hildebrandt
t in ſeinem Schlußwort die vorgebrachten Einwendungen und
etonte die Wichtigkeit großer Maſſenverſammlungen, bei denen keiner

fehlen dürfe. Mit einem Hoch auf die Internationale ſchloß die
impoſante ammlung.

Liebenwerda. 2 Millionen Brandſchaden ſind durßh
die verheerende Feuersbrunſt in Großthiemig entſtanden. Die ab
gebrannten Beſitzer haben alle viel zu niedrig verſichert. Ein Teil
der von dem Brand Heimgeſuchten will mit dem Aufbau ſeiner Ge-
höfte bis zum nächſten Jahre warten, weil man hofft, daß bis dahin
die Bauſtoffe etwas im Preiſe geſunken ſind; ſie behelfen ſich not-
dürftig in Gebäuden der Nachbargehöfte. Zwölf Beſitzer müſſen
dieſes Jahr aber noch wieder aufbauen; Bauſtoffe ſind für ſie ſchon
en Der Miniſter für Volkswohlfahrt iſt um Hilfe gebeten
worden.

Eilenburg. Kartellbericht. Zu der letzten Sitzung waren
auch die Gewerkſchaftsvorſtände eingeladen, die allerdings nur zum
Teil erſchienen waren. Es handelte ſich vor allem um die Finan
gierung der Betriebsräte. an war allgemein der Anſicht, daß der
Kartellbeitrag erhöht werden muß, um den Aufbau der Räteorgani-
ſation vornehmen zu können; darüber ſoll in der nächſten Sitzung
endgültig Beſchluß gefaßt werden. Die Abrechnung von der i
feier ergab eine Einnahme von 2472,10 Mk., der eine Ausgabe von
1390,76 Mk. gegenüberſteht. Vom Ueberſchuß ſind 1000 Mk. der
Partei zum Wahlkampf, die reſtlichen 8134 Mk. der Kartellkaſſe
überwieſen worden. Aus den Mitteln des Kartells wurden dem
Arbeiter-Samariterverein 290 Mk. überwieſen. Das diesjährige
Gewerkſchaftsfeſt ſindet am 8. Auguſt ſtatt. Es wird durch Um-
zug, Konzert, Beluſtigungen für Kinder, ſowie Tanz auf vier
Sälen (Schützenhaus, Tivoli, Quelle und Muldental) gefeiert. Der
Eintrittspreis iſt ad 1 Mk. pro Perſon feſtgeſetzt. Der Vertreter
der Bäcker machte Mitteilungen über die troſtloſen Zuſtände in
verſchiedenen Bäckereien, in denen an Sauberkeit oft ſehr viel zu
wünſchen übrig bleibt. Ein beſonderes Kapitel bildet die Lehr-
lingszüchterei, über die alle Klagen beim Gen. Sander im Bureau
der Holzarbeiter anzubringen ſind. Noch immer ſchließt ein
großer Teil organiſierter Arbeiter ſeine Lebens- und Feuervee
ſicherung bei einer Privatgeſellſchaft ab. Hier kommt einzig und
allein die von der Arbeiterſchaft ins Leben gerufene Volksfürſorge
in Frage, die vom Gen. Wilke, Bergſtr. 164, verwaltet wird.

Aus den Gerichtsſälen.
Schwurgericht.

12 Jahre Zuchthaus wegen Raubmordes.
Der 23 jährige Handlungsgehilfe Ernſt Gräfe aus Niemberg

hatte ſich am 23. Juni vor dem Schwurgericht wegen Raubmordes zu
verantworten. Seine Ausſagen waren verworren, an manchen Stellen
widerſpruchsvoll. Geld geraubt zu haben, beſtreitet er. Am 17. Ok-
tober 1919 hat er ſich mit einem Fräulein Thieme aus Halberſtadt
unter Vorſpiegelung falſcher Tatſachen verlobt. Durch einen Polen,
Namens Holozek, gelangte er für 250 Mark in den Beſitz eines Motor-
rades, das er ſpäter für 6000 Mark weiterverkaufte. Mit dem ver
einnahmten Gelde beabſichtigte er angeblich ſeinem Schwiegervater,
der von Beruf Kürſchnermeiſter war, eine Freude zu machen.
ſetzte ſich mit dem Fellhändler Schöne in Löbejün, deſſen Adreſſe er
in dem Geſchäftsbetrieb ſeines Schwiegervaters erfahren hatte, in Ver
bindung, um von ihm einige Felle zu kaufen. Das erſte Mal mußte
Schöne den Angeklagten abweiſen, da er am Tage zuvor ſeinen Fell
vorrat verkauft hatte. Als der Angeklagte einige Tage ſpäter wieder
vorſprach, war Schöne nicht S Der Angeklagte unterhandelte
deshalb mit Frau Schöne. behauptete nun, mit ihr beim Kauf
einiger Würſte in Streit geraten zu ſein, im Verlaufe deſſen
er auf die ſechzigjährige Frau mit dem Revolver ſo
einſchlug, daß ſie zuſammenbrach und nach 1 h Tagen
verſtarb. Gräfe iſt daraufhin entflohen. Er iſt in den nächſten
Tagen in Aſchersleben, Halberſtadt und Blankenburg unter falſchem
Namen in verſchiedenen Hotels aufgetaucht, bis er ſchließlich feſt
enommen wurde. Die Zeugenausſagen ergaben an verſchiedenenPunkten Widerſprüche. Beſonders iſt der Angeklagte auf der Flucht

mit einer Taſche geſehen worden, die er im Hauſe von Schöne zurück
haben will und die ihm ſpäter „durchs Fenſter wieder zu

geflogen iſt“.
Die Geſchworenen bejahten die Schuldfrage auf Raubmord. Der

Staatsanwalt beantragte 14 Jahre Zuchthaus unter Anrechnung von
drei Monaten Unterſuchungshaft und Aberkennung der bürgerlichen
Ehrenrechte auf die Dauer von 10 Jahren. Das Urteil lautete anf
12 Jahre Zuchthaus und Aberkennung der bürgerlichen Ehreurechte
auf die Dauer von 10 Jahren. Drei Monate Unterſuchungshaft
wurden ihm in Anrechnung gebracht.
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Liebesdrama. Anfang 1919 lernte der 28 jährige EiſenbahnHikfs
ſchaffner Hermann Petſche in Kanena die 18 jährige Marie
Wilhelm kennen, die er zu heiraten beabſichtigte. Als aber die
Eltern des Mädchens erfuhren, daß Petſche noch ein uneheliches Kind
beſaß, verweigerten dieſe ihre Einwilligung zur Heirat. Am 9. Februar
früh holte er nun wie gewöhnlich die Wilhelm zur Arbeit ab. Als
ihm das Mädchen wiederholte, daß ihre Eltern niemals die Einwilli
gung zur Heirat geben würden, zog er den Revolver und verletzte
das Mädchen durch drei Schüſſe ſo ſchwer, daß es möglicherweiſe das
Augenlicht einbüßen wird. Das Gericht erkannte auf verſuchten Tot
ſchlag unter Verneinung mildernder Umſtände und verurteilte denAngeklagten zu einem Jahr. 6 Monaten und 4 Tagen Zuchthaus,

worauf die viermonatige Unterſuchungshaft als verbüßt angerechnet
wurde.

Sport und Körperpflege.
Der Touriſtenverein Die Naturfreunde veranſtaltet am Sonntag

wieder einige ſeiner Kinderwanderungen. Der Abmarſch erfolgt 27 Uhr
vom Ranniſchen Platz, 7 Uhr vom Marktplatz und 7, Uhr vom Wettiner
Platz. Die Mitglieder beteiligen ſich vollzählig daran.

Die Ammendorfer Naturfreunde veranſtalten einen Spiel- und
Badeausflug in die Aue. Abmarſch 2 Uhr von der Ammendorfer
Elſterbrücke.

Verſammlungsberichte.
Die Verwaltungsſteileile Halle des Metallarbeiter- Verbandes ſchickt

uns unter der Ueberſchrift: Die Metallarbeiter, Betriebsräte und
Vertrauensleute zur Zuſammenfaſſung der Betriebsräte im D. M.V.
folgenden Verſammlungsbericht: Nachdem Kollege Rößler in längerer
Rede den Werdegang der Räte- und Gewerkſchaftsbewegung in
Deutſchland, ſowie den Räteaufbau innerhalb des D. M.V. behandelt

und begründet hatte, e gegen dieſe Ausführungen eine lebhafte
Ausſprache unter Führung der aus Merſeburg anweſenden Gäſte,
Kollegen Hennig und Koenen, ein. Ueber eine vom Kollegen Rößler
vorgelegte Eutſchließung, die den Beſchluß des Vorſtandes und des
erweiterten Beirates unterſtützte, lehnten die Funktionäre die Ab
ftimmung ab, mit der Begründung, ſich durch die Abſtimmung am
Sonntag, den 13. Juni, dereits feſtgelegt zu haben, denn auch
Befangenheir durch die einſeitige() Jnformierung von den Genoſſen

Däumig, W. Koenen und Malzahn“ (ſo r ſchreibt die e
waltungsſtelle des Metallarbeiter Verbandes, Red.). Eine Mitglieder
verſammlung ſoll darüber entſcheiden, wozu vom Vorſtand Kollege
Dißmann als Referent und von der Räteorganiſation Kollege Ri

Müller oder Genoſſe W. Koenen als Korreferent eingeladen werden
Ferner gab man dem Wunſche Ausdruck, in einer Mittel
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beſtehend in

Heute abend 7 Ahr im Volkspark:
Behrüßungsfeier r den Gen. Kilign,

Vexrkfungscnſrahen, Konzert n Geſingevortrigen.

Die geſamte Arbeiterſchaft ladet ein

Die Parteileitung der ASPD.
W Viee Gänger werden gebeten “27 Uhr und die Mitglieder des Frauenchors 28 Uhr im Kartellzimmer zu erſcheinen.

Werſanmimgs Amelger lePd.

Halle und öuulkreis.
Sekretariat: Harz 42-44, Zimmer 23--24.

Wochentags geöffnet von I und 47 Uhr.
Fernſprecher 1473.

Mitglieder -Berſammlungen.

Dölau.
GSonnaderd den 26. Juni. abends 8 Uhr.

im Gahoſ Dierſchke,
nicht Freitag wie irrtümlich angegeben.

Lieskau.
Sonnabend, den 26. Jun gtres 8 Uhr.t Geſchargrt Räüh vr

Erſcheinen aller dringend warſt

KONMABEMD H2
Sonnabdend, den 26. Junl,Klempner und ahevds 7 Ober, in

estanrnnt,Installateure: r
Tagesordnnung:

Bericht nder die Verhandlungen betr.
Auslösung nud VFerienſrage. 1862

Die Branohenkollegen müssen Mann für Mann zur

Stelle sein. Die Bronehenleiltung.
n v 4

Sonnabend, 26. guni, im Vollspark, Burgſtraße:

Feier des 25. Jubiläum
Von nachmirtags 3 Uhr an:

Konzert, Gefang, Uiaklanen und vall.
Hierzu ladet freun ſt ein Tas Komitee.

Dienstag, den 29. Juni, abends 8 Ahr,
im Gewerkſchaftshaus:

Mitglieder -Verſammlung.
Das Erſcheinen aller Mitglieder iſt notwendig.

1853 Der Vorſtand.
Auf Krocit

liefere ich moderne
Herren-Anzüge schon von 463 x

Burschen r inmi.
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Städtiſcher Verkauf von Kerzen
in der Talamtſchule am Sonnabend, den 26. Juni 1920.
gesSängtlltelſcheineelaſſen zum Einkauf werden die Jnhaber der 4

mit den Nummern 7 r
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i. Klausstr. 7, Nähe des Narktes.
Nur och kurze Zelt. Nur noch kurze Zelt.

JMim Scheer,
Neues Progrumm! Neue Possen!

Sonntag naohmittag h Vhr s
Ffamitienvorsteliung.

olkspark croöerba.

Morl. Movpl.
Ardeiter- Cerengreren Möänner- I. Fravender,

A. S. B.gonntez, en 27. Juni er.

1.gubhesGtſtungsfeſt
verbunden mit

Prelsſchießen, Preiskegeln u. Blumenverloſung.

Von 12 Uhr an: Vereins Empfang
Um 2 Uhr: Vmaug-

Nachdem: r Grober Rall. W
Alle in Frage e Chorſän t werden ge

beten, ſich zwecks Chorprobe 12 einzufinden.Zu recht zahlreichem Beſuche iget t ein

Der Vorstand.
Für Gewerkschuftsfeste,

Kinder-, Garten- und Volſksfeste: z
Stoeklaternen, Fackeln mit Lichte,
Tragstübe, Girlanden und onstige

Kinder- Relaustiganga- Gesehenke
und Verlosungs Artikel empfiehlt

Paul Lange, Merseburgerstr. I68,
Nähe Riebeckplatz. Neben Apollo Theater.

g artelseh riften vom ndlung.,

Verſorgung mit Kartoffeln
n der Woche vom 28. Juni bis 4. Juli können

auf die Marke 46 der r rauen Kartoffelkgrte 8 Pfund
Auslandskartoffeln auft werden. Der Einkauf
darf nur in den Geſchäften bewirkt werden, in denen
die Anmeldung zur Kartvoffelkundenliſte erfolgt iſt.
Je Preis r as Pfund r beträgt5 Pf. erkauf erfolgt von Sonnabend b 7inſelie 6 ſinwoch. ne Nachlieferung von

t Kartoffeln am Don Freitag und Sonnabend
findet nicht ſtatt.
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[S S. Fitterfeſad. S
Milchabgabe an landwirtſchaftliche Arbeiter

Es el entſtanden, ob die landwirtwogt ichen Arbeiter einen nſpruch auf Deputatvollmilch haben. Nach den e orſchriften
rin nur diejenigen Perſone u u 27 LiterVom lch, o zum et s Ardeitebers gehören. Sämtliche e get auf. Sollte in einzelnen amen Se eger i J o i dd ir weiſen di e Orts b rdenenmret da diedaMilchnot immer grö W grau w ten

Bitterfeld, den 18. Juni 1920.

u r
Speiſeſettvertellnng u die en vom 20. bis

i dn deri t S Viehrine an die Ver n d See
w. eld, x rr chuß h S

tammer,

Thedter,
Täglich

i abends 8 Uhr:

Posse i. 8AKt. v. H. Treller.
Gastspiel von

Stadttheater
Sonnabend, den 26. Juni.
Anfg. 6, Ende nach 11 Uhr,i

Die Heistersinger
von Nürnberg.Sonntag nachmittag Thurm Slware

Fiacas mann als Erzieher. In den Hauptroſlen:
Sonntag abend 1868 Paul Beokers u. 1868

DasDreimederihaus. l Fritz Thurm -Sflvare,

otto Relnhardts Restuurunt, Helm be
orgen, Sonnabend s53 Großes Preſs-Skaten.

2 Serien. Anfang 3/2 und 71/2 Thr.
Hierzu laden freundlichst ein

1865 Otto Reinhardt u. Frau.
Ard-Fadl Verein .Vorwan

Mitglied des Bundes „Freiheit“.
Sonntag, den 27. Juni,von na 3 t an, imgroßen gale b es Volksparkst

Sommer Vergnügen

verbunden mit Kunſt- und Reigenfahren.

Hierzu ſiad alle Freunde und Gönner des Vereins
verzlichſt eingeladen. Der a r cHerre

UceD. Petersroda. e.
Am 26., 27. und 28. Juni 1920:

J Fahnenveinhe.
Parteigenoſſinnen, Parteigenoſſen,

auf zu dieſen Feſttagen!
Hauptfeſtakt: Sonntag, den 27. Junti, nachm. 3 Uhr.

Kann der äſte Vorm. 12 Uhr bis
hr nachm. Auf dem Feſtplatze: Preisiekr reiskegeln uſw. reiſe:Schweine, d cke, Gänſe, Kaninchen,

Hähnchen und dergleichen.
*840Alle Parteiangedörigen ladet ergebenſt ein

Der Feſtausſchuß. Der Vorſtand.

Löbejün
IV. Cewerkschuftsfest.

Früh 6 Uhr: Weckruf. Nachmittags
2 Uhr: Sammeln der einzelnen Ge-

werkſchaften an der Poſt. 2 Uhr:
Feſtumzug. Nachdem: Konzert im
Schwan und Schützenhaus. Daſelbſt:
Preiskegeln, -ſchießen, Blumen-
verloſung und Kinderbeluſtigung.

Abends 8 Uhr: Ball in allen vier 6älen.

Um za ch e Beteiligung der hieſigen, ſowie derumliegenden Ortſchaften e ebdrige Partei 3377
Gewerkſchaftsgenoſſen erſuch Der Feſtausſchuß.

In elner Stunde er e Garantie Arie den.
Läuse ſtr. 37, Radewell Drogerle neyer.e Brut (Niſſ.), rohe b.

aäaeXTXneee.
Rekolda“, patun nſchadi Vert.

Bekanntmachung
Die Maul und Klanenſenche iſt unter dem Rind

viehbeſtand des Landwirts Fauſt, Döblitz und Oeko
omierat Weiche, Raunitz, feſtgeſtellt worden.

Schmidt, Amtsvorſteher.
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No. 146. 31. Jahrgang.

Aus 6chichal der Vetriehsrüte.

Von Rich. Müller.
Der Kampf um die Betriebsräte hat uns die dritte Erſchei

nungsform des Rätegedankens gebracht. Aus den revpolutionären
Ereigniſſen der Novembertage des Jahres 1918 geboren, ohne
Klarheit in Weſen und Ziel, obgleich ſich praktiſch auswirkend
auf politiſchem und wirtſchaftlichem Gebiete in Geſtalt von Ar
beiter, Betriebs und Soldatenräten, blieb der Rätegedanke bis
zum 2. Rätekongreß Anfang April 1919 ein Problem, das theo-
retiſch heftig .umſtritten wurde.

Die Anträge der ſozialiſtiſchen Parteien und der Demokraten,
die dem 2. Rätekongreß unterbreitet wurden, ſowie die amtlichen
Kundgebungen der Regierung im März und April 1919 gaben
dem Rätegedanken greifbare Form, zeigten vor allem, wie ſich die
Zeteiligten die praktiſche Verwirklichung des Rätegedankens vor
Ftellten. Jm Rahmen eines Artikels ſind die damals geſtellten
Inträge und ſonſtigen Kundgebungen nicht ausführlich zu er
läutern. Jch will verſuchen, den Kern derſelben herauszuholen,
was auch zur Beurteilung des gegenwärtigen Kampfes um die
Betriebsräte genügen wird.

Die Regierung erklärte damals, die Rätebewegung ſei über
ihr urſprüngliches Ziel, in der revolutionären Bewegung die
revolutionären Kräfte zu organiſieren, hinausgewachſen, es ſeien

ihr Keime enthalten, welche die Grundlage zu einer neuen,

wollte Betriebs und Bezirksarbeiterräte, einen Reichsarbeiter
rat. Bezirkswirtſchaftsräte und einen Reichswirtſchaftsrat ſchaffen.
Dieſe Beſtrebungen ſind durch den Artikel 165 in der Reichs-
verfaſſung „verankert“ worden. Das Geſetz über Betriebsr-te
und der vorläufige Reichswirktſchaftsrat können als erſte Beſtand-
teile der neuen „Arbeits- und Wirtſchaftsverfaſſung“ angeſehen
werden.

Die von der Fraktion der SPD. und der Fraktion der Demo
kratiſchen Partei, ſowie der einzelnen Mitglieder dieſer Parteien
dem 2. Rätekongreß unterbreiteten Anträge zur Schaffung eines
Räteſyſtems fußten auf der gleichen Auffaſſung über Weſen und
Ziel des Räteſyſtems, wie ſie auch die Regierung ihren Vor-
ſchlägen zugrunde gelegt hatte. Wenn es zwiſchen Rechtsſozia-
liſten, Demokraten und den Vertretern der Regierung zu Aus
einanderſezungen kam. ſo nur über die zweckmäßigſte Realiſie-
rung der gleichen Beſtrebungen. Gemeinfam ſtellten ſie ſich auf
den Boden der formalen Demokratie, erkannten die auf Grund
der formalen Demokratie gewählten Körperſchaften als den Aus-
druck der höchſten, unantaſtbaren Staatsform an und lehnten jede
politiſche Betätigung der Räte ab. Soweit ſie den Räten auf
wirtſchaftlichem Gebiete Rechte zuerkannten, beſchränkten ſie ſich
auf eine Erweiterung der Rechte der alten Arbeiter- und An-
geſtelltenausſchüſſe. forderten ſie Vetriebsräte, die als Organe
der Gewerkſchaften im Rahmen der Arbeitsgemeinſchaften eine
Betriebsdemokratie erſtreben ſollten.

Wir wiſſen, daß dieſe Scheinkonzeſſionen an den Rätegedanken
nur gemacht wurden unter dem Drucke der gewaltigen Kämpfe der
Bergarbeiter Rheinland-Weſtfalens und Mitteldeutſchlands wie
auch der Berliner Arbeiter; und weiter wiſſen wir, daß die Ge
werkſchaftsleitungen der Anerkennung der Räte den
gleichen ſcharfen Widerſtand entgegenſtellten, wie die ärgſten Reak-
tionäre, und daß dieſer Widerſtand nur aufgegeben wurde. nach
dem die Gewähr geſchaffen war, daß die Räte nur im Einverneh-
men mit den Gewerfſchaftsleitungen ihre Aufgaben erfüllen
ſollten. (Umbreit, Betriebsrätegeſetz Seite 7.)

Der 10. deutſche Gewerkſchaftskongreß (Anfang Juli v. J.) legte
ſeinen Richtlinien für die künftige Wirtſchaftspolitik und für die
Wirkſamkeit der Räte die gleiche Auffaſſung zugrunde, wie die
Regierung und die Rechtsſozialiſten auf dem 2. Rätekongreß. Der
Kongreß erblickte in den Arbeitsgemeinſchaften die konſequente,
Fortführung der Tarifvertragspolitik, forderte die Betriebsräte
als Organe der Gewerkſchaften und wollte die Rechte und Aufgaben
der Betriebsräte in Tarifverträgen niedergelegt wiſſen, um ſie
ſomit zu Organen der Arbeitsgemeinſchaft zu machen. Die Be
ſtrebungen, die durch die Anträge der USPD. zum Ausdruck ge

Be

bracht wurden, die Betriebsräte zur Grundlage einer ſozialiſtiſchen

“-„JS -=S S
Wirtſchaftsorganiſation zu machen, bezeichnete das Korreſpondenz
blatt des ADGB. als unverantwortlich unſinnig und ver
brecheriſch.

Die Vertreter des revolutionären Räteſyſtems, die politiſch auf
dem Boden der USPD. ſtehen, legten dem 2. Rätek eß Anträge
und Richtlinien für den Aufbau der pplitiſchen und chaftlichen
Räteorganiſation vor. Sie forderten: „Der 2. Rätekongreß ſtellt
ſich auf den Boden des Räteſyſtems. Danach iſt der politiſche und
wirtſchaftliche Aufbau Deutſchlands auf die Räteorganiſation zu
gründen. Die Arbeiterräte find die berufene Vertretung der werk
tätigen Bevölkerung auf allen Gebieten des politiſchen und wirt
ſchaftlichen Lebens.“ Dieſer Antrag wurde durch die Richtlinien
für die politiſchen und wirtſchaftlichen Räte ergänzt. Für die
Räteorganiſation zur Betätigung auf wirtſchaftlichem Gebiete
wurden die Betriebsräte gefordert und deren organiſatoriſcher
Aufbau bis zu einem Reichswirtſchaftsrat.

Nach dem 2. Rätekongreß traten mehrere führende Genoſſen der
uSPD. zuſammen und arbeiteten die Richtlinien für das wirt
ſchaftliche Räteſyſtem bis in alle Einzelheiten aus. Die Gliede
rung des Wirtſchaftslebens, die Organiſation der Arbeit, Wahl
und Zuſammenſetzung der Betriebsräte und ihre Aufgaben wurden
klar und ſcharf umriſſen und feſtgelegt. Durch Millionen von
Flugblättern wurden die aufgeſtellten Grundſätze und Richtlinien
propagiert; niemand in der USPD. hat dagegen Widerſpruch er
hoben. Der Berliner Vollzugsrat verſuchte, die aufgeſtellten
Grundſätze und Richtlinien praktiſch zu verwirklichen, wobei er die
Unterſtützung vieler Parteigenoſſen fand. Durch die brutalen
Gewaltmaßnahmen Noskes wurde damals die praktiſche Verwirk-
lichung der Richtlinien und damit der Aufbau einer Räteorgani-
ſation verhindert.

Jn den von der Partei anerkannten Richtlinien wurde eine
wirtſchaftliche Räteorganiſation gefordert, die ſich aufbaut auf
die Betriebsräte ad ſich fortentwickeln ſoll zu einem das ganze
Wirtſchaftsleben tragenden Organismus. Neben dieſer Räte-
organiſation wurden die Parteien und Gewerkſchaften als bedeut
ſame Faktoren des proletariſchen Befreiungskampfes anerkannt.

Das Leipziger Aktionsprogramm der USPD. fordert die Er-
oberung der politiſchen Macht durch das Proletariat. Es ſpricht
aus. daß zur Führung dieſes Kampfes die Arbeiterklaſſe der
uSPD., der Gewerkſchaften, die ſich zum unverfälſchten Klaſſen
kampf bekennen und des revolutionären Räteſyſtems bedarf. Das
Aktionsprogramm fordert weiter den Aufbau der Räteorgani-
ſation ſchon vor der Eroberung der politiſchen Macht.

Als die Regierung, gezwungen durch die revolutionäre Entwick
lung, das Geſetz über Betriebsräte ſchuf um damit ihrer kapitali-
ſtiſchen Wirtſchaftspolitik eine Stütze zu geben und die revolutio-
nären Forderungen der Arbeiterklaſſe durch Scheinkonzeſſionen in
eine konterrevolutionäre Bahn zu leiten, da konnte es für die Ver
treter der USPD., als die Vertreterin des revolutionären Klaſſen-
kampfes, als die Vertreterin und Verfechterin des Rätegedankens,
keine andere Haltung geben. als durch die Wahl revolutionärer
Betriebsräte dieſem Verſuch die Spitze abzubrechen und gleichzeitig
zu. verſuchen, dieſe revolutionären Betriebsräte dem Aufbau einer
Räteorganiſation dienſtbar zu machen. Die Partei forderte in
einem Aufruf an das Proletariat Deutſchlands die Wahl revo-
lutionärer Betriebsräte.

Jetzt gilt es, die Betriebsräte zuſammenzufaſſen und dabei di
bisher vertretenen Grundſätze und Richtlinien praktiſch zu ver-
wirklichen. Damit erhält der Rätegedanke ſeine dritte Erſchei-
nungsform, wobei es ſich zeigen muß, ob das, was die Regierung,
die Rechtsſozialiſten und der Gewerkſchaftsbund erſtreben, zur Tat
wird, oder ob die revolutionäre Propaganda und die revolutionären
Ziele der USPD. den Sieg davon tragen.

Die Gewerkſchaften erſcheinen jetzt auf dem Plan. Der Ge
werkſchaftsbund will die Betriebsräte erfaſſen und ſie zu Organen
der Gewerkſchaften machen. Er weiſt ihnen die Aufgaben zu, die
der 10. Gewerkſchaftskongreß aufgeſtellt hat, d. h., er will ſie zu
Werkzeugen der Arbeits gemeinſchaft machen; die Betriebsräte
ſollen die der Auflöſung verfallende kapitaliſtiſche Wirtſchaft
wieder aufrichten helfen. Aber auch unter jenen Gewerkſchaftern,
die ſich politiſch zur USPD. und zum Rätefyſtem bekennen, wird
die Eingliederung der Betriebsräte in den Rahmen der Gewerk-
ſchaften gefordert. Obgleich dieſe Gewerkſchafter den Betriebs
väten andere Aufgaben zuweiſen, würde ihr Streben doch nur

ilage zum Volksblatt.
x J

Theorie bleiben, da ja ihre aufgeſtellten Richtlinien in der prak-

Halle (Saale), 25. Juni 1920.
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tiſchen Auswirkung dasſelbe bringen, was der Gewerkſchaftsbund
erſtrebt.

Es kann als ſelbſwerſtändlich vorausgeſetzt werden, auch die
Gewerkſchaften ihre Betrieberäte erfaſſen müſſen, zur Erledigung
der den Gewerkſchaften zufallenden Aufgaben. Bei dem Kampf
um die Betriebsräte, der jetzt ausgetragen wird, handelt es ſich
aber um den Aufbau einer wirtſchaftlichen Räteorganiſation
außerhalb des Rahmens der Gewerkſchaften nach den Richtlinien,
die von der USPD. ſeit Jahr und Tag aufgeſtellt und propagiert
worden ſind. Dabei muß verſucht werden einen Weg zu finden,
der ein Zuſammenarbeiten beider Organiſationen ermösglicht-
Hier wird die Partei ihre ganze Kraft einſetzen müſſen zur Schaf-
fung einer revolutionären Räteorganifatien. Jn ihrer Hand liegt
jetzt das Schickſal der Betriebsräle.

Verbandstag der Buchdrucker.
Nürnberg, 22. Juni 1920.

Neunter Verhandlungstag.
In geſchloſſener Sitzung wird am Vormittag über die Lage auf

dem Tarifgebiete weiter beraten. Als Ergebnis der Verhandlung
findet folgende Entſchließung des Verbandsvorſtandes gegen die
Stimmen der Oppoſition Annahme. Der erſte Abſatz dieſer Ent

iſt ein Abänderungsantrag Schäffer (Leipzig, Korre
ent):

Die 10. Generalverſammlung des Verbandes der Deutſchen Buch
drucker hält grundſätzlich an der zentralen Regelung der Arbeits
und Lohnbedingungen feſt. Sie erblickt in einem organiſchen Aus
bau der bisherigen r e z einer ſozialen Gemein-
wirtſchaft eine ernſte Zukunftsaufgabe als zweckmäßigſte Förderung
der ideellen und virtſchaftlichen Intereſſen aller Angehörigen des
Gewerbes. Die Generalverſammlung erwartet daher, daß der zu
nächſt notwendige Um und Ausbau ber Tarifgemeinſchaft in einer
den neuzeitlichen und den gegenwärtigen Erforder-
niſſen entſprechenden Weiſe vorgenommen wird und ſtellt hierzu
folgende Richtlinien auf:

1. möglichſte Vereinfachung in der Organiſation und in den
tariflichen e en;2. des Mitbeſtimmungsrechts der geſamten Tarif-
ontrahenten bei den ordentlichen Tarifabſchlüſſen durch Ein

fügung der Urabſtimmung über das in den Verhandlungen
Reſultat;

die Aufnahme verbeſſerter Schutzbeſtimmungen für die Ver-
trauensmänner der Gehilfen, ſowie Aufnahme der Betriebs
rätebeſtimmungen in verbeſſerter Form in den Tarif;

4. Anpaſſung der Grundlöhne an die beſtehenden Verhältniſſe;
5. Umgeſtaltung der Lokalzuſchlags Beſtimmungen durch Ver

ringerung der Klaſſeneinteilung und Aufhebung verſchiedener
Wilner und höheren Feſtſetzungen entgegenſtehender Be

üſſe;
6. Verkürzung der Arbeitszeit an Sonnabenden und an den Vor

abenden vor Feiertagen; ferner durchgreifende Maßnahmen
ur Bekämpfung der Arbeitsloſigkeit;T. en der Tarifdauer auf höchſtens Jahre. Die
egelung der Teuerungszulagen hat wie bisher in den ge
ebenen Lebensverhältniſſen entſprechenden kurzen Zeitab-ſhuitten zu erfolgen. t

Die Generalverſammlung beauftragt die Gehilfenvertreten
behufs Ermöglichung der Durchführung dieſer Grundſätze, beim
Tarifamt die Kündigung des Tarifs gemäß S 97 des Tarifs einzu
reichen und die rechtzeitige Einberufung des Tarifaus-
ſchuſſes zur Einleitung von Verhandlungen zu beantragen.

Die Generalverſammlung beſchließt weiter, daß ſämtliche bis
ſpäteſtens 15. Auguſt beim Verbandsvorſtand einzureichenden Ge-
hilfenanträge durch eine Kommiſſion der Durchſicht und Ausleſe zu
unterziehen und dann einer Gauvorſteherkonferenz in Vorlage zu
bringen ſind. Dieſe Konferenz entſcheidet endgültig über die
wen der Gehilfenſchaft zur Tarifberatung zu ſtellenden An
räge.
Die Generalverſammlung macht es allen Mitgliedern und Ver

bandsinſtanzen zur Pflicht, die von der ordnungsgemäßen Ver-
tretung der Gehilfenſchaft eingegangenen Verpflichtungen und Ab-
machungen a achten und danach zu handeln. Lokale wilde Be
wegungen ſind unzuläſſig, ſie ſchädigen die Allgemeinheit und
führen zur Gefährdung der Vertragsmöglichkeit.

Die Generalverſammlung nimmt weiter Kenntnis von den zur
Tarifberatung bereits e r Anträgen der Prinzipale.
Sie erklärt ſich bereit, dem Abſchluß des Tarifes von Organiſation
zu Organiſation näher zu treten, ſetzt dabei aber voraus, daß
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19) Es ſauſt das Rad
Eine Erzählung aus dem amerikaniſchen Arbeiterinnenleben.

Von Dorothy Richardſon.
Einzig berechtigte Ueberſetzung von Werner Peter Larſen.

Wer hat Sie denn eigentlich hergeſchickt, liebes Kind?“
Ich erzählte ihr freimütig, wie es mir ergangen war, denn ich

hatte nun gel
fand, je aufrichtiger ich war.

Dir Dame ſagte, für eineinhalb Dollar in der Woche
ein eigenes Zimmer haben; im Schlafſaal koſte es zehn Cent für
die Nacht fünfzig Cent die Woche alles zahlbar im voraus.

Ganz erſtaunt war ich, als ich hörte, wie billig das Eſſen war:
die Mahlzeit nur ſechs Cent; ich ſagte alſo ſofort, daß ich einver-
ſtanden ſei und täglich meinen Platz im Schlafſaal im voraus

bezahlen werde. Keet u.Inzwiſchen war die eine der beiden Kleinen mit dem Haar-ren z geworden, und die Dame im Lehnſtuhl ho den
Kopf, ſo daß ich ihr Geſicht zu ſehen bekam. Sie ſah gan 73
aus, als ich ſie mir vorgeſtellt hatte: ſie hatte feiſte, rote Wan
eine ſpitzige Naſe, kleine, dunkle Augen und einen herrſchſüchtigen
Zug um den Mund, der keinen Zweifel daran ließ, daß ſie, ſofern
ſie nur die Macht hätte, ihre Mitmenſchen plagen würde, ſo gut
es gerade ging.

Aber das alles nahm ich in dieſem Augenblick nur rein gefühls-
mäßig in mir auf, denn ich war ganz damit beſchäftigt, auszu-
rechnen, wie lang es noch dauern würde, bis meine Mittel völlig
erſchöpft ſeien. Und ich ſah bei dieſer Rechnung. mochte kommen,
was da wollte, ich mußte noch in dieſer Woche Arbeit finden.

alſo vorausbezahlt werden,“ wiederholte Mrs. Pit-n meinen Namen in ein großes Buch, das ſie
von ihrem Schreibtiſch nahm. ſit des Saſafen Folle ich n

te ſie, die zehn Cents für Schlafen ſolle ich an ſieW eſſen hingegen werde von Mahl zu Mahl im Speiſe
faal bezahlt. Jch gab ihr alſo ein FünfundgzwanzigCentſtück
und ſie ſteckte es in ihren Beutel und drückte ihn mit einem lauten
Knipſen wieder zu.

„Mintie,“ ſagte ſie,
Wohnſtube und ſag
deraufkommen.

„zeig dem jungen Mädchen den Weg zur
Mrs. Lumlehy, ſie ſolle gleich mal zu mir

ine, die dabei geweſen war, der Dame die Stiefel zus ſich und ſchritt zur Tür, während ſie mir be
en tngevol zuzwinkerte. Jch ſtand ruhig vor Mrs. Pitbladder
und wartete.

„Sie können dann jetzt alſo gehen,
mit der Hand.

ſagte ſie und winkte mir

lernt, daß ich eine um ſo wohlwollendere Behandlung

„Entſchuldigen Sie,“ begann ich, durch das Augengzwinkern derKleine e geworden erſtaunt, daß ich

Cent erſt zurückverlangen mußte, „aber ich habe Jhnen ein Fünf-
undzwanzigCentſtück gegeben

„Und haben fünfzehn zurückerhalten, liebes Kind,“ ſagte ſie
freundlich, aber beſtimmt.

„Verzeihen Sie, aber Sie irren ſich. habe nichts zurück

„Was meinſt du damit?“
„Na, das Pack alſol“
„Ja, was ſoll das denn heißen Pack?“Was das heißen ſoll? Das Pag ſind die, welche keine Eltern

haben oder ihre Eltern nicht kennen,“ ſagte Julia, indem ſie mitJch.
erhalten,“ ſagte ich ebenſo beſtimmt und ſah ſie feſt an.

„Sehen Sie nur mal in Jhrer Geldbörſe nach!“
„Das iſt nicht notwendig,“ ſagte ich, „aber wenn es Jhnen

Spaß macht, ſo kann ich es ja tun.“ Und ich nahm die drei an
deren FünfundzwanzigCentſtücke hervor und zeigte ihr dann,

da Börſe leer ſei.könne ich rs. Pitbladder wiegte bedächtig den Kopf und ſah keineswegs
überzeugt aus; aber ich ließ mich dadurch nicht beirren, denn ich
war feſt entſchloſſen, mir die paar Eent, welche ich noch hatte, nicht
auch noch abſchwindeln zu laſſen.

Es wurde ganz ſtille im Zimmer. Die beiden Kleinen ſahen
bald auf Mrs. Pitbladder und bald auf mich und ſchienen ſich
königlich zu amüfieren.

Endlich ſchien Mr. Pitbladder begriffen zu haben, daß ich nicht
nachzugeben gewillt ſei, und ſie nahm ihr Täſchchen vom Tiſch und
reichte mir meine fünfzehn Cent, fügte jedoch hinzu, daß ein Jrr-
tum ihrerſeits völlig ausgeſchloſſen ſei.

Sobald wir 4pr Tür hinaus waren, griff Mintie nach meiner
Hand und drückte ſie kräftig t„Das freut mich jetzt wirklich einmal!“ flüſterte ſie, während
wir die Treppe hinabgingen. „Sie macht es nämlich mit einer
jeden Neuen und die meiſten bekommen eine ſolche Angſt vor
ihr, daß ſie ihr das Geld auch wirklich laſſen l“

Während Mintie nach Mrs. Lumley ſuchte, wartete ich in der
Wohnſtube, einem kahlen, nüchternen Raum mit weißgetünchten
Wänden, deſſen ganze Ausſtattung aus einigen an den Wänden

ihrer welken Hand neuerdings über mein Kleid ſtrich.
Sie hatte ſich neben mich auf die Bank geſetzt, und als ich die

Erklärung des Wortes „Pack“ gehört hatte, überkam mich ein
tiefes Mitgefühl, ſo daß ich den Arm um ſie legte, während ſie.
wie die Kinder zu tun pflegen, die Augen ſchloß und ihren Kopf
an meine Bruſt legte.
„Ja, aber wenn ihr doch weder Vater noch Mutter habt,“ fing

ich noch einmal an, „ſo ſeid ihr doch darum nicht, wie du ſagſt,
„Pack“, ſondern ihr ſeid einfach elternlos

Julia hob den Kopf und ſah mich lange erſtaunt an.
„Nur elternlös fragte ſie. „Wirklich Aber, nein,

das ſtimmt ja nicht. Siehſt du, wir, alſo ich, Marie und Mintie,
die droben bei der Alten waren, wir ſind wirklich elternlos
wir haben niemals weder Vater noch Mutter gekannt Ebenſo
die im Schaukelſtuhl drüben Wir ſind alſo wirklich das
Pack; wir kommen aus einem Kinderheim.
Im gleichen Augenblick trat eine dicke, ſchwarzgekleidete Frau

ein, und alle Kinder ſtürmten auf ſie zu und hängten ſich an ihre
Arme oder, wenn ſie nicht ſo hoch hinaufreichen konnten, wenig-
ſtens doch an ihre Schürze.

Sie kam auf mich zu und ſagte, ſie heiße Mrs. Lumley; ihre
Stimme klang heiſer und aſthmatiſch, aber ſie hatte ein liebens-
würdiges und beſcheidenes Weſen.

Sie ſchob die Kinder von ſich und redete ihnen gut zu, ſie möchten
ſich wieder auf die Bänke an der Wand ſetzen; dann führte ſie
mich in den Schlafſaal hinauf und zeigte mir mein Bett, den
Toiletteraum und das Bad. Einmal in der Woche durfte ich

entlang laufenden Bänken, einem Schaukelſtuhl und unzähligen baden. Um ſechs Uhr früh, ſagte ſie, müßten alle aufſtehen, und
Bibelſprüchen beſtand. i
eine ganze Schar von kleinen Mädchen verſammelt; ſie ſaßen
entweder trübſelig nebeneinander auf den Bänken oder rutſchten
auf der Diele umher oder balgten ſich um einen Platz auf den
heißbegehrten Schaukelſtuhl.

Als wir eintraten, hielt der Schaukelſtuhl in ſeiner Bewegung
inne und eines der Kinder ſprang ab. Es war Juliaga. Sie kam
auf mich zu, und im nämlichen Augenblick ſtürzten die anderen,
die bis dahin auf den Bänken geſeſſen hatten, zum Schaukelſtuhl.
wo eine wüſte Rauferei um die Frage begann, wer nun berechtigt
ſei, Julias Platz einzunehmen.Nun wie iſt es gegangen fragte die kleine Juliga. „Sind
Sie auch hereingefallen

Jch hatte keine Luſt, auf ihre Frage zu antworten, ſondern
fragte ſie anſtatt deſſen nach ihr ſelbſt und nach ihren Kame
radinnen, wer ſie ſeien, warum ſie hier ſeien und wo ſie her
kämen. tigen, Auto

„Ja, weißt du das denn nicht?“ fragte ſie erſtaunt. „Wir ſind
meine fünfzehn das Pack

Jn dieſer ſogenannten Wohnſtube war bis ſpäteſtens halb ſieben Uhr müßten ſie das Haus verlaſſen
haben, ohne vor der Schlafenszeit wiederzukommen:

Sie leierte das alles wie eine Maſchine herunter, in einem
einförmigen, geſchäftsmäßigen Tone, der gar nicht zu ihrem Ge-
ſicht und zu ihrem Weſen zu paſſen ſchien.

Die Kleinen hatten um ſieben Uhr zu Bett zu gehen. Die be
ſtändigen Nachtgäſte um zebnz außerdem war das Heim für zu
fällige Gäſte noch von ſieben bis zwölf Uhr abends geöffnet.

Sie war eine Art Haushälterin und bekleidete die Stellung in
Arbeiterinnen-Heim nun bereits im dritten Jahr. Nach und nach
erfuhr ich, daß das „Heim“ eigentlich ein „Kinderheim“ hätte ſein
ſollen, dann aber in ein „ArbeiterinnenHeim“ umgeſtaltet worden
war. weil die Erfahrung lehrte, daß ein ſolches bei weitem ein
träglicher war.

em das Haus eigentlich gehörte, wußte ſie nicht; ſie wußte
nitr, daß von Zeit zu Zeit allerlei vornehme Damen in pr

vorgefahren kamen, durch die Schlaf- und Speiſe-
davonfauften.

Fortſetzung folgt.
ſäle gingen und dann wieder in ihren Autos



t derer gen itetignen wie z. B. die durch die r ge t
zu die materh Abwehrorganſſaiion. ren der Tarif e ſeör u en als

anze Beſtimmungen i d i trtigen Jeitverhattmniſſen begründeten und berechtigten An ſüdnng ſage den ſerbiſchen Kollegen materielle und ideelle Unterſotherungen entſ ſprechen.

Weiter erklärt ſich die Generalverſammlung in Berügſichti
der gegebenen Verhältniſſe damit einverſtanden, daß der Schaffung
eines einheitlichen Manteltarifes für das geſamte graphiſche Ge
werbe nähergetreten wird. Erweiſt ſich die Verwirklichung dieſes
Gedankens als möglich, ſo ſind naturgemäß die ſchließlich ent
cheidenden Körperſchaften über die gemeinſam zu erledigenden
eſtlegungen abweichend von den hier feſtgeſetzten Beſchlüſſen im
invernehmen mit den dem graphiſchen Bunde angeſchloſſenen

anderen Organiſationen feſtzulegen.
Mit der Annahme der Vorſtandsreſolution haben ſich eine große

Reihe Anträge erledigt. Eine Reihe anderer Anträge werden der
Tarifkommiſſion als Material überwieſen

Die Generalverſammlung iſt der Auffaſſung, daß unter allen
Umſtänden die Abſchaffung der Sonntagsarbeit anzuſtreben iſt.
wie geſamten Spartenanträge werden der Tarifkommiſſion über

ieſen.
Nachmittagsſitzung.

Folgender Antrag Kotte- (Berlin) wird gegen die Stimmen der
Oppoſition abgelehnt:

„Die Tarifgemeinſchaft iſt aufzugeben. An ihre Stelle treten
Lohntarife, nach denen die Mitglieder arbeiten und die den
Unternehmern abzuringen ſind. Zu dieſem Zwecke ſind Lohn-
tarifkommiſſionen zu bilden, die die von der Organiſation auf
geſtellten materiellen Richtlinien durchzuführen und zu über
wachen haben.

Alle hieraus entſtehenden Bewegungen ſind mit allen Mitteln
zu fördern und zu unterſtützen.“

Damit iſt die Beſprechung über die Lage auf dem Tarifgebiet
beendet.

Rüntzler (Hamburg) berichtet im Auftrage der Diäten
kommiſſion und ſchlägt vor in Anbetracht der Teuerung pro Tag
60 Mk. an Diäten zu gewähren, ausſchließlich der Koſten für die
Uebernachtung.

Dieſen Vorſchlägen wird zugeſtimmt.

a bereits Mittel an
Schweinitz (Berlin) gibt bekannt, daß der Verbandsvorſtand

v das Internationale Gekretariat zur Unterſtüdung der ſerbiſchen Kollegen überwieſen habe. Redner warnt
wegen der unſicheren Verhältniſſe vor einer direkten Ueberſendung
von Geldmitteln an Serbien.

Klein (Stuttgart) führt aus, daß in der internationalen Be
urteilung bei vielen Kollegen Einſeitigkeiten vorherrſchten. Auch
auf der anderen Seite wäre der Chauvinismus noch ſehr groß. Jn
Luzern ſei deutſcherſeits verſucht worden. die Bande mit größter
Loyalität wieder zuſammenzuknüpfen. Jnfolge der Valutaverhält-
niſſe müßten die neutralen Länder einſtweilen die Laſten tragen,
dis die Verhältniſſe beſſere ſeien.

Jn der Abſtimmung wird die folgende Reſolution der Redaktions
kommiſſion gegen die Stimmen der Oppoſition angenommen:

„Die Generalverſammlung des Verbandes der Deutſchen Buch
drucker, an welcher auch Vertreter ausländiſcher Bruderorgani
ſationen teilnehmen, entbietet der organiſierten Arbeiterſchaft der
ganzen Welt brüderliche Grüße.

Sie erklärt, daß nur durch einmütiges Zuſammenarbeiten der
internationalen vrganifierten Arbeiterſchaft die Befreiung der
Arbeiterklaſſe aus Feſſeln des Kapitalismus erfolgen und
dauernd erhalten werden kann.

Sie erklärt ſich frei von jeder nationaliſtiſchen Voreingenom-
menheit und reicht den Bruderorganiſationen der ganzen Welt
d Hand zur Wiederaufrichtung der internationalen Be
ziehungen.

Mit Entrüſtung hat die Generalverſammlung aus der Tages
preſſe von der Schand wirtſchaft der ungariſchen
Regierung gegen die Arbeiterſchaft Kenntnis genommen und
ſpricht den ungariſchen Vrüdern ihre beſondere Sympathie aus.
Sie erblickt in dem Kampfe der ungariſchen Arbeiterſchaft um
ihre Eriſtenz auch ihren Kampf und iſt bereit, zu ihrem Teil das
ihr Mögliche dazu beizutragen, daß der internationale
Boykott gegen das jetzige Ungarn in voller
Schärfezur Durchführung gebracht wird.“

Meyer (Leipzig) erklärt, daß die Oppoſition it der Ab-Die Haltung des Korreſpondent.
Eifler (Berlin, Verbandsvorſtand) berichtet über die Anträge

um Korreſpondent. Der Verbandsvorſtand beantragt, den
bonnementspreis für den Korreſpondent heraufzuſetzen, da die

Herſtellungskoſten ſich um das Vielfache erhöht haben.
Hilger (Leipziqg) eröffnet die Diskuſſion und führt aus, daß,

wenn die Arbeit der Korreſpondent- Redaktion mit der Elle ge-
meſſen werde, man ſagen müſſe, daß die Redaktion gearbeitet habe.
Während des Krieges habe der Korreſpondent auf derſelben Höhe
geſtanden wie die Leipziger Neueſten Nachrichten. Redner weiſt an
einer Reihe von Beiſpielen die ſchwankende und unklare Haltung
des Korreſpondent nach.

Schmidt (Verlin): Der Korreſpondent ſollte der geiftige
Niederſchlag der im Verband herrſchenden Meinungen ſein, doch
davon war im Korreſpondent nichts zu ſehen. Die Schreibweiſe
des Korreſpondent war in Form und Jnhalt grundſatzlos mit Aus
nahme der Artikel des Kollegen Schäffer. Der Oppoſition ſtand der
Korreſpondent von Anfang an völlig fremd gegenüber und hat bis
heute noch nicht das Weſen der Oppoſition erkannt.

Fette (Bremen) bemängelt die Haltung des Korreſpondent und
wendet ſich gegen die Bevormundung der Mitglieder durch die
Redaktion.

Dreßler (Leipzig) führt aus, daß man von einer Redaktion in
einer ſo gärenden Zeit keine eindeutige grundſätzliche Haltung in
allen Fragen verlangen könne. Soweit die Arbeiterpolitik in Frage
komme, könne man dem Korreſpondent nicht nachweiſen, daß er
gegen die Intereſſen der Arbeiter geſchrieben habe. Allerdings ſei
weder nach rechts noch nach links eine grundſäsliche Politik be
trieben worden.

Krahl (Leipzig, Korreſpondent) bemerkt, daß die Schreibweiſe
des Korreſpondent während des Krieges jetzt anders beurteilt wer
den müſſe. Die Verlegung des Korreſpondent von Leipzig nach
Berlin begegne erheblichen Schwierigkeiten. Das Zuſammen-
ten zwiſchen Verbandsvorſtand und Korreſpondent ſei ein
gutes.

Ein Antrag auf Schluß der Debatte wird angenommen. Es
folgen eine Reihe perſönlicher Bemerkungen.

ierauf erhält Böttcher (Leipzig) zur Begründung folgenden
Antrages das Wort:

„Der Korreſpondent hat ſich bisher ausſchließlich als Organ der
Tarif gemeinſchaft und nicht als Kampfblatt der Gehilfen be-
tätigt. Die 10. Generalverſammlung verurteilt die Haltung des
Korreſpondent und fordert von der Redaktion eine Schreibart, die
R otwendigkeiten des revolutionären Klaſſenkampfes gerecht
wird.

Es iſt am Sitz des Korreſpondent eine ſiebengliedrige Preß-
kommiſſion aus berufstätigen Mitgliedern zu wählen, die als
Beſchwerde- und Kontrollinſtanz für alle den Korreſpondent be
treffenden Fragen gilt.“

Redner führt aus daß die Generalverſammlung durch den
ſchnellen Schluß der Debatte erneut bewieſen habe, daß ſie einer

Auseinanderſetzung ausweichen wolle. Das Ver-
andsorgan ſei alſo gehalten, auch weiterhin verſchwommene Neu-

tralitätspolitik zu treiben. Ein Gewerkſchaftsblatt habe die Pflicht,
die Gewerkſchaftler im ſozialiſtiſchen Sinne zu erziehen und zu
ſchulen. Das geſchehe aber nicht, wenn man ſich von konfeſſionellen
oder parteipolitiſchen Rückſichten leiten laſſe. Jm übrigen habe der
Korreſpondent unter dem Deckmantel der Neutralitöät immer rechts
ehe Politik betrieben. Redner bittet um Annahme ſeines

ages.
Helmholtz (Leipzig, Korreſpondent) fordert die Wiedereröff-

nung der Diskuſſion, da die Angriffe Böttchers von der Redaktion
zurückgewieſen werden müßten.

Der Wiedereintritt in die Diskuſſion wird abgelehnt.
Seitz (Berlin) iſt der Auffaſſung, daß die Verlegung des Korre-
ondent nach Berlin augenblicklich an ſachlichen Schwierigkeiten

cheitern muß.
Jn der Abſtimmung wird der Antrag Böttcher gegen

die Stimmen der Oppoſition abgelehnt.
Die Anträge auf Erhöhung der Abonnements und Jnſeraten-
eiſe werden angenommen. Sobald es die Verhältniſſe erlauben,

oll die Redaktion an den Sitz des Verbandsvorſtandes verlegt
werden. Das Obligatorium auf den Korreſpondent iſt durch An-
nahme des Antrages auf Erhöhung des Abonnementspreiſes ab-

lehnt.m iſt die Ausſprache über den Korreſpondent erledigt.

Jnternationale.
Seitz (Berlin) führt zum Tagesordnungspunkt „Jnternatio-

naler Buchdruckerkongreß und das Verhältnis des V. d. D. B. zum
ternationalen Buchdruckerſekretariat bzw. zu den gegenſeitigen

erbänden“ aus, daß die Haltung der deutſchen Delegierten auf dem
internationalen Buchdruckerkongreß in Luzern im allgemeinen ge
villigt worden ſei. Das Zuſammenarbeiten mit dem Jnternatio
malen Buchdruckerſekretariat ſei ein ſehr gutes. Jm nächſten Jahre
ſolle ein weiterer internationaler Kongreß ſtattfinden.

Böttcher (Leipzig) erhält ſeine Reſolution aufrecht, die ein
gs des Kongreſſes von ihm eingebracht wurde. Es komme ihm

rauf an, nicht eine leere Demonſtrationsreſolntion abzugeben,
wie es die Faſſung der Redaktionskommiſſion ſei, ſondern es müſſe
Ilar zum Ausdruck gebracht werden, daß der Buchdruckerkongreß in
dem rückſichtsloſen Kampfe gegen den Kapitalismus des eigenen
Handes die wirkſamſ Urterſzitzung der Kämpfer in der Roten
Armee ſehe. (Beifall bei der Hppoſitton.)

Ebel (Berlin) verteidigt die Faffung der Redaftionsfommiſſion.
Die Reſolution Vöttcher führe zum gewaltſamen Kampfe gegen die
Weſtmächte. Redner ſucht an der Hand des Ablehmingsſchreibens
des öſiſchen Bucharbeiterverbandes den Nachweis zu erbrin

in dieſem Schreiben eine nattongliſtiſche T zur Au
e, und deshalb die Aufnahme der internationalen Beziehungen

nicht möglich ſei.w. r in ſpricht über den internationalen Buchdrucker-
Iongreß in Luzern und verurteilt das Verhalten der Verbands

leitung in Jnternationale.der Frage der gewerkſchaftlichen

Shmpathieerklärung mit der
lehne

lehnung der Reſolyion der Redoktionskommiſſion nicht auch die
internationalen A beiterſchaft ab-

Die Oppoſition werde die Reſolution Böttcher als
ihren Willensausdruck der Oeffentlichkeit übermitteln.

Reſolution Böttcher:„Die Generalverſammlung des Verbandes der Deutſchen Buch-
drucker entbietet den unermüdlichen Kämpfern der Roten Armee
brüderliche Erüße. Sie erblickt in ihnen nicht nur die Verteidiger
Sowjet-Rußlands, ſondern die Vorkämpfer der ſozialen Revo-
lution. Die Räterepublik Rußland hat die konterrevolutivnären
Generale Denikin, Jndenitſch, Koltſchak bezwungen. Sie wird
auch die eiſerne Maner des weſtenropäiſchen Jmperialismus
durchbrechen. Jm ſchärfſten wirtſchaftlichen, geiſtigen, und mili-
blickt die Generalverſammlung die wirkſamſte Schwächung der
ulickt die Generalverſammlung die wirkſamſte Schwächung der
internationalen Gegenrevolution. Jn dieſem Sinne gelobt ſie,
für die Sowjet- Republik den Kampf zu führen. Von der deut-
ſchen Regierung fordert die Generalverſammlung die ſofortige

der wirtſchaftlichen und politiſchen Beziehungen mit
ußland.
Die Generalverſammlung nimmt weiter mit Entrüſtung

Kenntnis von den viehiſchen Greueln der Horthy- Regierung
gegen die ungariſchen Arbeiter. Die Schlächtereien der magyari-
ſchen Milifärdiktatur ſind das Abbild der ſittlichen Verrohung
der bürgerlichen Geſellſchaft. Dieſe Verrohung iſt keine natio-
nale, ſondern eine internationale Erſcheinung. Der Bürger-
krieg muß die niedrigſten Jnſtinkte der beſitzenden Klaſſen wecken,
da ſie um die letzten Poſitionen ihrer Herrſchaft kämpft. Deshalb
iſt die Beſeitigung der Konterrevolution in Ungarn auch eine
Lebensfrage für das deutſche Proletariat. Die Generalverſamm-
lung verpflichtet die Verbandsmitglieder, den Boykott Horthy-
Nngarns als einen Akt internationaler Solidarität rückſichtslos
durchzuſetzen und feinerlei Erzeugniſſe für die ungariſche Gegen
revolution herzuſtellen.

Die Erklärung Meyers löſt bei der Rechten große Unruhe aus.
Jn einer Geſchäftsordnungsbemerkung wendet ſich Dähling
(München) ſehr erregt unter ſtarkem Widerſpruch der Oppoſition
gegen die Meyerſche Erklärung.

Poſchmann (GBerlin) verteidigt energiſch die Reſolution Bött-
cher und wendet ſich gegen die Ausführungen Dählings. Als der
Redner auf die Notwendigkeit der Unterſtützung Sowjet- Rußlands
zu ſprechen kommt, entſteht großer Lärm.

Ebel (Berlin) führt unter dauernder Unruhe aus, daß die Er
n Meyers eine Provokation der Generalverſammlung be
eute.
Söldner (München) bemerkt, daß die Reſolution Böttcher

nicht auf einen Gewerkſchaftskongreß gehöre.
Seitz (Verlin) betont, daß keine Gruppe das Recht hat, im

Namen der Generalverſammlung eine Erklärung abzugeben.

Aus der Provinz.
Das Deputat vorläufig abzugsfrei!

Das Reichseinkommenſteuergeſetz ſieht bekanntlich vor, daß der
Unternehmer bei jeder Lohnzahlung 10 vom Zundert des Arbeits
lobnes zu Laſten des Lohn- oder Gehaltsempfängers einzubehalten
hat, wobei als Arbeitslohn außer dem baren Lohn auch Natural-
und und ſonſtige Sachbezüge gelten. Es iſt wiederholt
darauf hingewieſen worden wie ſchwer die Durchführung dieſer
Beſtimmung z. B. die Dienſtboten trifft, die mehr als die Hälfte
ihres Barlohnes einbüßen würden. Jn unſerem Artikel über das
Deputat der Landarbeiter (Volksbl. Nr. 188 vom 16. Juni) haben
wir gekennzeichnet, in welch mißliche Lage die Landarbeiter
durch die „Erfaſſung der Steuer an der Quelle“ geraten. Die plan-
loſe, völlig überſtürzte Verordnung des Reichsminiſters der
Finanzen vom 21. Mai, wonach die Beſtimmungen der S 45-562
des Einkommenſteuergeſetzes mit Wirkung vom 25. Juni an (alſo
heute) „in Kraft geſetzt“ werden, hat ſich eben über alle Schwierig-
keiten, die der Ausführung des Geſetzes entgegenſtehen, leichtfertig
hinweggeſetzt, obgleich das Reichsfinanzminiſterium ſchon am
13. Februar erklärte, „man werde beſtrebt ſein, alle Härten mög-
lichſt zu mildern, welche ſich aus den Vorſchriften des Entwurfes
des Reichseinkommenſteuergeſetzes ergeben könnten. Eine Milde-
rung, wie man ſie nach dem vorerwähnten Erlaß vom 13. Februar
hätte erwarten dürfen, haben die Vorſchriften indes nicht er
fahren. Welche Verworrenheit über die Tragweite des Geſetzes
ſelbſt bei den leitenden Stellen herrſcht, davon legt die Tatſache
Zeugnis ab, daß man erſt in den letzten Tagen auf die ſchwere
Belaſtung der Landarbeiter und Dienſtboten aufmerkſam gemacht
worden iſt und nun noch ſchnell amtlich erklärte, „daß der Abzug
ſich auf 20 vom Hundert des Barlohnes beſchränkt, wenn der Wert
der Naturalbezüge den Barlohn überſteigt“.

Aber die entſchloſſene Haltung, welche die Arbeiterſchaft in
ganz Deutſchland gegenüber dem neuen Lohnabzugsverfahren ein-
nimmt. hat den Rejſchsbehörden nun endlich doch die Augen
darüber geöffnet, daß der zehnprozentige Steuerabzug praktiſch
unbedingt nicht durchführbar iſt und notgedrungen nene Lohn
forderungen und Ausſtände der Arbeiter, Angeſtellten und Be
amten nach ſich ziehen muß. Alle möglichen Abänderungen, die
devorſtehen ſollen, werden bereits in der Preſſe diskutiert. Ganz
beſonders ſucht man jetzt den Landarbeitern entgegenzukommen,
die in zahlreichen Kreiſen keinen Zweifel darüber gelaſſen haben,
daß ſie in den Streik eintreten, ſobald der Lohnabzug erfolgt.
Wie ernſt die ſteuertechniſchen Maßnahmen der arbeiterfeindlichen

ſtliche Leben erneut den, ind,rin xdie Eingabe, die der durchaus
Sachſen und S an das Reichsfinanzminiſterium gerichtet
hat, und in der dieſe Organiſation der landwirtſchaftlichen Unter
nehmer die Regierung beſchwört, die Jnkraftſetzung des Lohn
abzugsverfahrens vorläufig auf drei Monate hinauszuſchieben.
Wenn ſchon der Landbund für die Arbeiter eintritt, dann müſſen
ſogar die Agrarier erkannt haben, daß die Arbeiterſchaft, vor
allem die ländliche, ſich den Lohnabzug unter keinen Umſtänden
gefallen laſſen wird, daß, wie der Landbund in ſeiner Eingabe
ſelbſt ſagt, der Lohnabzug ein Anlaß iſt, der „zu einer Aus
einanderſetzung zwiſchen Arbeitnehmer- und Arbeitgeberſchaft, zur
kataſtrophalen Auswirkung für unſer wirtſchaftliches und ſtaat
liches Leben führen muß“. In Wirklichkeit fürchten natürlich die
Agrarier, daß ſie bei der Auseinanderſetzung zwiſchen Arbeit-
nehmer- und Arbeitgeberſchaft“ letzten Endes den Steuerabzug
werden bezahlen oder den Lohn um den abzuziehenden Betrag er
höhen müſſen. Wenn die Unternehmer anfangen zu rebellieren,
zeigt ſich die kapitaliſtiſche Regierung ſofort willfährig, denn
flugs hat ſie durch WTVB. die Nachricht verbreiten laſſen, der
Reichsfinanzminiſter habe ſich zu der Anordnung entſchloſſen,
„daß bei dem Stenerabzug vom Lohn die Natural- und ſonſtigen
Sachbezüge vorläufig nicht mit in Anrechnung kommen ſollen. Die
Anrechnung dieſer Bezüge ſoll vielmehr erſt am 1. Auguſt, und
zwar mit Wirkung von dieſem Tage ab, in Kraft treten. Wo alſo
der Geſamtlohn eines Arbeiters gleichzeitig aus Barlohn und
Naturalbezügen beſteht, wird der Abzug bis zum 1. Auguſt lediglich
vom Barlohn und erſt von dieſem Tage ab vom Naturallohn vor
genommen“.

Zur Begründung dieſer Maßnahmen bringt die Bekanntmachung
eine langatmige Erklärung, die einmal den überhaſteten, wenig
ſorgfältigen Charakter der bisherigen Ausführungsbeſtimmungen
verrät, außerdem aber den Zweck hat, den wahren Grund der
Kundgebung zu verſchleiern. Es heißt da: „Als Arbeitslohn
gelten nach S 9 des Geſetzes außer dem baren Lohn auch Natural-
und ſonſtige Sachbezüge. Der Wert dieſer Bezüge iſt gemäß 8 87
des Veſetzes nach den ortsüblichen Mittelpreiſen anzuſetzen. Um
dieſen Vorſchriften gerecht zu werden ſchreiben die Ausführungs-
beſtimmungen vor, daß, ſoweit nicht in Lohntarifen Vereinbarun
gen getroffen ſind, die von den jeweils zuſtändigen Verſicherungs-
ämtern auf Grund der Reichsverſicherungsordnung feſtgeſetzten
Ortspreiſe maßgebend ſein ſollen. Nun hat ſich aber herausgeſtellt,
daß die Verſicherungsämter den außerordentlich ſchwankenden
Preiſen der Lebenshaltung nicht überall und nicht gleichmäßig ge
folgt ſind, ſo daß die augenblicklichen Feſtſetzungen
dieſer Aemter große, ſachlich nicht gerecht-
fertigte Unterſchiede aufweiſen. (1) Die Gleich-
mäßigkeit der Beſteuerung erfordert es, daß zunächſt noch für die
Bewertung der Natural- und ſonſtigen Sachbezüge einheit-
liche Grundſätze aufgeſtellt werden.“

Die in dieſer „Begründung“ aufgeführten Mängel mögen ſicher
lich beſtehen, die Hauptſache bleibt aber, daß die unerträgliche
Schröpfung der Landarbeiter und Dienſtboten, die an und für
ſich ſchon wenig Geld in die Finger bekommen, vorläufig verhindert
iſt. Es gilt nun, durch Solidarität und gemeinſames Vorgehen
die Regierung bis zum 1. Auguſt zu weiteren Zugeſtändniſſen zu
zwingen und am beſten das ganze Ausnahmegeſetz gegen die Ar
beiterklaſſe hinwegzufegen.

9

Nachdem der vorſtehende Artikel i geſchrieben war, erhielten
wir heute, Freitag, früh noch zwei riftſtücke, deren eigentliche
Urſache durch die obigen Ausführungen bereits behoben iſt, die wir
aber doch veröffentlichen, weil ſie den Landarbeitern, die zwiſchen
den Zeilen zu leſen verſtehen, zeigen, welche Macht das organi
ſierte Landproletariat heute bereits darſtellt, wie ſehr aber auch
die Gefahr eines Abwehrſtreiks in die Nähe gerückt war. Das erſte
Schreiben r uns vom Land wirtſchaftlichen Tarif-
amt Sachſen- Anhalt in Halle zu und hat folgenden
Wortlaut:

Zur Frage des Steuerabzuges vom Lohn der Landarbeiter hat
der Arbeitsausſchuß des land wirtſchaftlichen Tarifamtes Sachſen
Anhalt in Sitzung am 24. Juni in Halle beſchloſſen: Es
wird den Landarbeitern dringend empfohlen, aus Anlaß des
Steuerabzuges keine Arbeitseinſtellungen vorzunehmen, wenn
auch nicht verkannt wird, daß dieſe Belaſtung
für den Landarbeiter ſtark fühlbar iſt. Der Arbeitsausſchuß des Tarifamtes ſteht auf dem Standpunkt, daß die

Frage h Arbeiter t 1 im Zuſammenhang mit der endgültigen Lohnregelung gelöſt werden
kann, welche nach Bekanntwerden der Preiſe für die diesjährigen
Erzeugniſſe (ab 15. Juli) in Ausſicht genommen iſt.

S

Auch die zuſtändige Gauleitung des Deutſchen Land
arbeiter verbandes nimmt zu der wegen des Steuer-
abzuges drohenden Gefahr neuer Streiks Stellung und bittet uns
um Aufnahme gen der Zeilen, in denen der Lohnabzug aller
dings bezeichnenderweiſe mit keinem Wort erwähnt wird:

Am 19 Juni 1920 fand in Halle eine Beſprechung ſtatt, an der
teilnahmen vier Vertreter des Verbandsvorſtandes, ſowie die Gau
und Kreisleiter der Gaue Magdeburg und Köthen und der Gau-
leiter von Erfurt. Es wurde eingehend die gegenwärtige Lage
in Mitteldeutſchland vegrahen Einſtimmig wurde folgender
Beſchluß gefaßt: Die Gau- und Kreisleiter billigen den am
16. Juni 1920 gefaßten Beſchluß des Verbandsvorſtandes und Bei-
rates des Deutſchen Landarbeiterverbandes, der wie folgt lautet:

„Beirat und Verbandsvorſtand ſtehen ginn auf dem
Standpunkte, daß Arbeitseinſtellungen erſt erfolgen dürfen,
wenn die Genehmigung zur Arbeitsniederlegung durch den Ver
bandsvorſtand nach Anhören der Gauleiter erfolgt iſt. Dies be
dingt, daß der Verbandsvorſtand vor dem Beginn einer Lohn-
bewegung über eine ſolche Abſicht zu unterrichten und während
der Dauer der Bewegung über alle Fragen auf dem Laufenden
u halten iſt. Nur dann iſt die Gewähr gegeben, daß der Vern sborſtard gemäß S 20 des Verbandsſtatuts alle Verhand-

lungsmöglichkeiten erſchöpfen und nach rechtmäßig erfolgter Ar-
beitseinſtellung die ſtatutariſch vorgeſehene Unterſtützung be
zahlen kann.“

Dementſprechend ermahnen wir alle Mitglieder und beſonders
die Vorſtände der Ortsgruppen unbedingt in dieſem Sinne zu
handeln. Arbeitseinſtellungen, die r ohne Beachtun
der ſtatutariſchen Beſtimmungen erfolgen, werden auch von u
nicht gebilligt und dürfen nicht unterſtützt werden. Nur durch geſchloſſenes Zandein können Erfolge erzielt werden.

J. A.: Die Gauleitung des Gaues 16, Köthen.

Auch wir treten ſicherlich für gewerkſchaftliche Disziplin ein
und verkennen durchaus nicht die gute Abſicht, die dem Jnhalt dieſes
Schreibens zugrunde liegt, müſſen aber doch feſiſtellen, daß der Auf-
ruf der Gauleitung allzu ſehr den Geiſt des Verbandsvorſtandes
verrät und jeden Funken revolutionärer Geſinnung vermiſſen läßt.
Wenn das landwirtſchaftliche Tarifamt, in dem die Unternehmer die
erſte Flöte ſpielen, dringend vom Streik abrät, ſo iſt das nicht zu
verwundern, von der Landarbeiterorganiſation aber hätte man wohl
ein Wort der Anerkennung für die äußerſt ſchwierige Lage, in welche
die Landarbeiter durch den Steuerabzug geraten würden, erwarten

e t r würden n ne en haben, wenn als Folgeuner en, vom ert gusgedehnten Je vom

n t r.ein igen i üwie oben dargelegt, chſt bis zum 1. Auguſt ne oben und
damit jede Streikgefahr wohl vorläufig gebannt. Die Schröpfun

Es Regierung, die unſere Volksverſorgung bedrohen und das wirt-
die man ganz beſonders den Landarbeitern zugedacht hatte, verwei
dieſe recht deutlich auf die Notwendigkeit er Taktik
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Waft iſt nicht beizukommen, wenn es ein Opfer in ſeinen Klauen

Halle und Saalkreis.
Halle, den 25. Juni 1920.

Kilian frei!
Als am 12. Dezember v. J. die Netzbandt- Kammer unſeren Ge

noſſen Kilian zu drei Jahren Gefängnis verurteikte, da ging ein
Schrei der Entrüſtung durch das geſamte Halliſche Proletariat
über die Ungeheuerlichkeit dieſes Urteils. Wer damals am Abend
des 12. Dezember die Proteſtverſammlung der Halliſchen Arbeiter
ſchaft im Volkspark miterlebte, der nahm die Ueberzeugung mit
nach Hauſe, daß der letzte Funke von Vertrauen zur deutſchen
Gerichtsbarkeit bei der Arbeiterſchaft erloſchen war. Einſtimmig
wurde an jenem Abend ein eintägiger Generalſtreik gegen das
Schreckensurteil beſchloſſen. Einmütig, wie ein Mann, legte am
nächſten Tag die geſamte Arbeiterſchaft die Arbeit nieder. Minde
ſtens 30 000 Proletarier beteiligten ſich am 13. Dezember an jener
wuchtigen Proteſtkundgebung anf dem Roßplatz und vor dem Land
gerichtsgefängnis, wo unſer Genoſſe Kilian in Haft ſaß. Was
riefen doch damals die vorbeiziehenden Maſſen?

„Nieder mit der Klafſſenjuſtiz!“,
„Nieder mit Netzhandt!“, „Hoch Kilian!“ Er war trotz der Ge
fängnismauern mät ihnen verbunden. Sie hielten ihm Treue, die
vielen Tanfende, für deren Recht er eingetreten war.

Was half es narn, daß Genvſſe Kilian gegen das Urteil Reviſion
beim Reichsgericht einlegte?! Bezeichnete doch der Reichsgerichts
präſident ſeine Reichsgerichtsräte als Prüfer des Rechts, aber nicht
als Tatrichter. Damit war das Schickſal des Genoſſen Kilian ent
ſchieden. Denn dem Paragrayhenrecht der bürgerlichen Geſell

hat! Die Reviſion wurde verworfen.
Da Genoſſe Hennig infolge ſeiner Erkrankung ſein Mandat in

der Preußiſchen Landesvcrſammlung niederlegte, wurde Genoſſe
Kilian an ſeiner Stelle Abgeordneter. Man hätte nun meinen
ſollen, daß er ſofort aus der Haft entlaſſen würde. Aber weit ge-
fehlt! Auf eine Anfrage des Jnuſtizminiſters bei der hieſigen
Staatsanwaltſchaft, ob Kilian entlaſſen werden könne, erteilte
der

Erſte Staatsanwalt Mosler eine ablehnende Antwort.
So mußte er denn abermals warten, bis die Preußiſche Landes-
verſammlung zuſammentrat. Dieſe nahm endlich in ihrer Sitzung
vom 24. Juni gegen die Stimmen der beiden Rechtsparteien den
Antrag des Geſchäftsordnungs Ausſchuſſes auf ſofortige Ent-
laſſung des Abgeordneten Kilian an.

Genoſſe Kilian, der ſeit 14 Jahren in Haft
ſitzt, wurde geſtern, Donnerstag, abend um
74 Uhr aus der Haftentlaſſen.

Das Halliſche Proletariat heißt ſeinen erprobten Vorkämpfer
in ſeinen Reihen aufs Herzlichſte willkommen und wird nicht
cher ruhen, bis durch den Kampf für den Sozialismus auch die
Klaſſenjuſtiz reſtlos beſeitigt iſt!

Auf zur Begrüßungsfeier für den Genoſſen Kilian!
Heute abend 7 Uhr ſoll zu Ehren des Genoſſen Kilian eine wür-

dige Begrüßungsfeier ſtattfinden. Genoſſe Kilian hat nach
14 Jahren das erſtemal wieder Gelegenheit zu ſeinen Genoſſen
zu ſprechen.

Deshalb verſäume keiner zu kommen!
Proletarier, Genoſſen und Genoſſinnen! Erſcheint in Maſſen!

Zeigt dem Bürgertum, daß ihr eurem Vorkämpfer die Treue be
wahrt habt!

Achtung, Arbeiterſängerchor.
Zur Begrüßung ſeines Mitgliedes Kilian ſingt heute abend der

Arbeiterſänger-Chor die die Feier einleitenden Lieder. Die
Sänger treffen ſich um 87 Uhr im Kartellzimmer des Volksparks.
Das Erſcheinen aller iſt Pflicht.

Frauenchor.
Die Mitglieder treffen ſich ebenfalls heute abend im Kartell-

rzimmer, und zwar um 388 Uhr.
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Die Stadtverordneten Fraktionsmitglieder
werden gebeten, an der Begrüßungsfeier des Fraktionsmitgliedes
Gen. Kilian teilzunehmen. Die für 7 Uhr anberaumte Sitzung
findet erſt nach der Begrüßungsfeier ſtatt.

Ein vernichtendes Urteil über die Landesjäger.
Eine Klage des Generals Maercker gegen

das Volksblatt verworfen.
Kurz nach dem Einrücken der Landesjäger in Halle hatte das

Volksblatt im März 1919 einen Artikel über die Taten dieſer
Ordnungsſchützer“ veröffentlicht und ſich dabei beſonders auf das

Ürteil des Generals Maercer berufen. Genoſſe Kaſparek wurde
c damals als verantwortlicher Schriftleiter

aercker wegen „Beleidigung“ verklagt.
In dem Artikel hieß es unter anderem: „Daß unſer Urteil über

die Noskeaner noch milde war, 33 t uns eine Aeußerung des
Generals Maercker, der „ſeine Kerls“, wie er ſie mal nannte, doch
am beſten kennen muß. General Maerdker hat die Ausdehnung des
Velagerungszuſtandes auf die Umgebung von Halle mit derein i ehmenden Unſicherheit auf dem Lande zu begründen
erſucht. Auch dort ſollten die Plünderungen überhand genommen

haben. Jnwieweit Sicherheit und Eigentum gerade durch die nach
bier gerufenen Landesjäger gewährleiſtet werden, mag folgender
Auszug aus einem Sitzungsprotokoll des Soldatenrats in Weimar
eranſchaulichen:

„Sitzung am 15. Februar 1919 im Jlmpavillon auf Einladun
des Generals Maercker an deg Soldatenrat. Anweſend auße
dem General Maercker, Oberſtl. v. Klüber und zirka zehn Offi-
ziere, ſowie die drei Vorſtandsmitglieder des Soldatenrats
Weimar. Auf die vorgebrachten Beſchwerden über die Auf-
führung der ſogen. Regierungstruppen erwidert General
Naercker: „Jch r ſehr wohl, daß von 100 Marnn,

die ich einſtelle nur 20 Mann zu gebrauchen ſind. Die
übrigen ſind Spitzbuben und Verbrecher. Trotzdem erblicke ich
in der Organiſation meines Korps die Grundlage für
unſer zukünftiges Volksheer. Nur die eiſerne
Diſgiplin, die Wiederherſtellung der Kommandogewalt können
zu dem geſteckten Ziele führen.

Dieſes geradezu niederſchmetternde Urteil über die moraliſchen
Qualifikationen von Leuten, die ſeit Anfang März ein ungehener-
liches Gewaltregiment in Halle erichtet und namenloſes Un-
Ilck her zahlreiche Familien gebracht haben ift nicht umzuſtoßen.
d Weimar find die Heldentaten der Regierungsſoldaten in einer
ffentlichen Volksverſammlung einer vernichtenden Kritik unter

ommen, auch nurJ zich, t s orrin r wenn Genergl rer

von Generol

d die ck Aeußer bekanntgegeben worza 4bſtreten her u t Wenn Sohi un „Jch
ſſtunden über die

t Dep c zu deren Aera vonen gerufen worden &&r73
rogzdem auch als Grindla das zukünftigerwenden, müſſen wir entſchieden ablehnen wiee für

doch dieſe T ſchon längſt wieder in der alten Form er
und trotzdem Verhältniſſe, die ſelbſt dem General ein ſo
hartes Urteil abnötigten. Die r ge in Berlin, Lichtenberg
uſw. ſind ebenfalls unwiderlegliche ſe für den Feiſu en
Tiefſtand der Regierungstruppen. Den rechtsſozialiſtiſchen
Blättern beginnt es auch allmählich bei deren Taten unheimlich
z werden. Nur die „ſozialiſtiſche“ Regierung ſtützt ihre wan
ende Gewaltherrſchaft n immer auf die ießprügel von

„Ordnungstruppen“, unter en ſich in großer Zahl befinden:
„Spitzbuben und Verbrecher.
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Nachdem das Verfahren länger als ein Jahr ebte; erhielt
nun Genoſſe Kaſparek vom Landgericht Halle die Mitteilung, daßer „außer Verfolgung geſetzt ſei. Jn der Begründung deißt es:

„Die Aeußerungen des Generals ſind von Teilnehmern an
der Beſprechung in Weimar in dem vom Volksblatt gebrachten
Sinne aufgefaßt und dem Angeſchuldigten hinterbracht worden.
Wenn der Angeſchuldigte die Aeußerungen im gleichen Sinne
der hat, ſo kann darin eine ſtrafbare lung nicht
erblickt werden.“

Das Gericht hat reichlich lange gebraucht, bis es ſich dazu
entſchloß, die Klage des Kapp- Generals zu verwerfen. Haben
doch die Märztage bewieſen, daß wir mit unſeren Ausführungen
von einem Jahre zuvor nur zu recht hatten. Mit fliegenden Fahnen,
der wortbrüchige General Maercker an der Spitze, ſind ſeine
Landesfäger ins Lager der Rebellen übergeſ nkt. Und dieſer
Hochverräter will noch den Entrüſteten und Beleidigten ſpielen

Aus dem Hanushaltsausſchuß.
Für den Straßenausbau ſüdlich vom Bergmannstroſt wurden

106 000 Mk. nachbewilligt. Es ſollen in dem in Betracht kommenden
Bebanungsviertel bekanntlich Kleinwohnungen errichtet werden,
die noch in dieſem Jahre in Angriff genommen werden ſollen.
Hicrauf r eine Aenderung der Beſtimmungen für die Er
werbsloſenfürſorge. Bisher wur pro Tag 5,20 Mk. an Arbeits-
loſe gezahlt, während nunmehr 6 Mk. vorgeſehen ſind. Der Aus-
ſchüß ſtimmte der Aenderung zu. Ein Geſuch der Sozialbeamtinnen
um Anrechnung von Dienſtzeit und Verleihung der Beamteneigen-
ſchaft fand Berückſichtigung. Die hieraus ſich ergebende Mehraus-
gabe beträgt für das laufende Jahr 6800 Mk.

Sonntagsruhe im Barbier und Friſeurgewerbe.
Vom Schlichtungsausſchuß für Halle und den Saalkreis iſt in

Sachen des Verbandes des Friſeur- und Haargewerbes, Zweig
verein Halle, als Antragſteller, gegen die Freie Vereini ſelb-e Barbiere, Friſeure und Perrückenmacher von Da e und

Imngegend, die Perückenmacher-- Damen- und Trheaterfriſeur-
ZwangsJnnung, als Antragsgegner, wegen Regelung der Lohn-
und Arbeitsbedingungen auf Grund der mündlichen Verhand-lungen in den SFungen des Ausſchuſſes folgender Schiedsſpruch

ergangen und verkündet:
Jeder Arbeitnehmer hat grundſätzlich Anſpruch auf Sonntags-

ruhe. Sie iſt daher unter Berückſichtigung aller Intereſſen einzu
führen. Die Antragsgegner ſind verpflichtet, innerhalb 14 Tagen
bei der zuſtändigen Behörde den Antrag auf Erlaß eines Ortsſtatuts zur Einführung der Sonniagernße zu ſtellen. Die Sonn

tagsruhe iſt von den P Oktoberarteien unbedingt ſpäteſtens am 1.
1920 einzuführen, auch wenn das Ortsſtatut noch nicht erlaſſen
iſt und dieſe Verzögerung auf Schuld irgendwelcher Beteiligtenzurückzuführen iſt. Für die Zeit bis zum 1. Oktober iſt den An
tragsgegnern freigeſtellt, entweder Sonntags die vereinbarten drei
Stunden arbeiten zu la oder anſtatt deſſen einen ganzen
Wochentag freizugeben. ieſe Regelung iſt ſpäteſtens bis 1. Juli
1920 einzuführen. Der Arbeitnehmer, der an einem ſolchen freien
Tag arbeitet, für ſich oder für andere, kann friſtlos entlaſſen wer-
den. Die am Sonntag ausfallenden drei Arbeitsſtunden ſind in
der Woche nachzuholen. Die von den Arbeitnehmern beantragte
Lohnerhöhung fällt weg, da die Arbeitnehmer ausdrücklich erklärt
haben, daß ſie bei Einführung der Sonntagsruhe darauf rer-
zichten. Die durch dieſen Schiedsſpruch eingeführte Sonntagsruhe
ilt für alle Arbeitnehmer, Gehilfen und Lehrlinge, und wirdſierdurch zum Beſtandteil des beſtehenden Tarifverrrages. Es

bleibt den Parteien überlaſſen, die allgemeine Verbindlichkeits-
erklärung des Tarifvertrages zu veranlaſſen. Der Schlichtungs-
ausſchuß iſt der Anſicht, daß die Vereinbarung vom 18. September
1919 insbeſondere in dem Punkt 8 noch unerledigt iſt, die Par-
r haben ſich demgemäß dem Schiedsſpruch im voraus unter-
worfen.

Metallarbeiter. Die BetriebsräteZeitſchrift Nr. 4 und 5 iſt im
Bureau abzuholen. Die Nummer 5 enthält eine Beilage mit einer
„Anleitung zur Berechnung der Bearbeitungszeiten an Werkzeug
maſchinen“ mit 12 leicht überſichtlichen Tabellen, welche unſeren in
Frage kommenden Kollegen ſehr willkommen ſein wird. Jn Sachen
der Metallgießereien kam es bei der rig Verhandlung nicht zur
Einigung, ſo daß eine Spruchſitzung des Schlichtungsausſchuſſes für
Sonnabend, den 3. Juli, feſtgeſetzt iſt. Die Erhöhung des Lohnes
wird rückwirkend vom 1. Mai gezahlt, ſo daß durch die Verzögerung
keine Nachteile entſtehen. Die Funktionäre werden aufgefordert,
alle Streitfälle, die ſich aus dem neuen Tarif ergeben haben und noch
nicht geklärt ſind, im Bureau zu melden, da ſie in der obigen
Schlichtungs Ausſchußſitzung mit erledigt werden ſollen. Dieſe Fälle
müſſen beſtimmt bis Montag, den 28. Juni, gemeldet ſein.

Die Ortsverwaltung.
Zur Betriebsratswahl der Eiſenbehner. Zu dem unter obigem

Titel in der Nummer 145 vom 24. Juni veröffentlichten Artikel muß
es im erſten Abſatz nicht heißen gelben Verbände des Allgemeinen
Eiſenbahnerverbandes ſondern gelben Verbände des All-
gemeinen Verbandes

Arbeiter-Samariter-Kolonne. Freitag abend ſpricht Dr. Zeiß
im Reſtaurant Lüderitzberg. Reilſtraße. Uebungsſtunden finden wie
gewöhnlich ſtatt. Die Mitglieder, welche noch Armbinden in ihrem
Beſitz haben, werden gebeten, dieſelben mitzubringen.

Tagesordnung für die Sianng der Stadtverordneten, Montag,
den 28. Juni 1920, nachmittags 4 Uhr: Aenderung der Beſtimmung
betr. Erwervsloſenfürſorge. Nachbewilligung für Straßenbau ſüdlich
Bergmannstroſt. Zuſchuß für die Arbeiter-SamariterKolonne. Zu-
ſchuß für Licht- und Luftbäder. Beſchwerde gegen den Ausſchluß von
Tarifverhandlungen. Unterſtützungsgeſuch des Ortsausſchuſſes für

Geſuch um Wiedereinſtellung. Einſpruch gegen
richtung eines Kohlenſchüppens. Antrag betr. Erlangung einer

Wohnung. Geſuch um Anrechnung von Dienſtzeit und Verleihung
der Beamteneigenſchaft. n Onäkerſpeifungen. Anfrage betr.
Straßenreinigung. Antrag betr. Bildung einer Kommiſſion für Heizungs
angelegenheiten. J. V.: gez. Keil.

Adolf Uthmann, der Komponiſt zahlreicher Freiheits und Ar-
beiterlieder, iſt in Barmen geſtorben. Der Pflege und der Entwick
lung des Arbeitergeſanges hat Uthmann z Leben geweiht; er hat
durch ſeine ſchaffende und ſchöpferiſche Tätigkeit an erſter Stelle
dazu beigetragen, daß der Arbeitergeſang ſich von der bürgerlichen
Konvention loſen und zu achtunggebierender Höhe 7 konnte.
Unzählige Arbeiter haben ſeine Lieder gefungen, in Hunderttauſen-
den von Veranſtaltungen des Proletariats haben wir ſeine Chöre
vernom Veillionen von Proletarierherzen wurden von ihnen
mit friſchen Mut und heller Kampfesfreude erfüllt. „Tord on“,

warte Dein“, alle die anderen Kampfesrufe. wie oft ſie

e

5 ſchlachtetes,
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ſein Werk, und das wird
ſſengeſang gibt.

r r rgraue wurde von den Lieskauer Genofſinnen eingeſammelt:

rote, 178 Eier, 16 Pfund Erbſen, 5 Pfund Ge-
arren, 10 Zigaretten, 7 Kuchen,

11b Brötchen emmeln und 2 Pfund Mus. Dieſe
gen ſind wohl der beſte Beweis für die Opferfrendigkeit unſerer

oſſinnen und mögen als Anſporn dienen, damit unſere Ver-
wundeten auch nicht vergeſſen werden.

Stadttheater. te, Freitag, abend Uhr wird LeſſingeEmilia Galotti Sonnabend abends 6 Uhr, im i
dieſer AufAbonnement Die x von Nürnberg. T

ſingt Herr s Rudolf Waldburg vern Stadttheater
Köni rg Stolzing und Herr Kammerſänger Ernſt Otte
aus au den Becmeſſer. nntag, nachmittags 36 Uhr,
Volksvorſtellung bei kleinen Preiſen Flachsmann als Erzieher
Sonntag, abends 71 Uhr, Das Dreimäderlhaus. Montag, abendé
72 Uhr, im Dienstags- Abonnement Die ſeiranerin. ienstag,
a 6 Uhr, Die Meiſterſinger von Nürnberg.

Selbſtmord. Jn der Reilſtraße verübte ein Dreher Selbſt
mord durch Erhängen.

Teppichdiebſtahl, 500 Mark Belohnung. der Nacht zum
23. Juni find mittels Einbruchs aus einem Möbelausſtattungs-
geſchäft am Alten Markt mehrere echte Orientteppiche, Stores und
ein großer ſtark verſilberter dreiteiliger Leuchter geſtohlen wor-
den. Für Wiedererlangung der Sachen hat Geſchädigter 500 Mk.
Belohnung ausgeſetzt. Sachdienliche Mitteilungen nimmt die
Kriminalpolizei, Dreyhauptſtraße 4, Zimmer 88, entgegen.

Ammendorf. Theaterabend des Ortskartells. Die
durch den Kapp-Putſch und ſeine Folgen hervorgerufene Unter-
brechung der Bildungsbeſtrebungen des Ortskartells, welches es ſich
zur Aufgabe gemacht hat, durch Veranſtaltung von Kurſen und
volksbildenden Theateraufführungen die arbeitende Bevölkerung
zur geiſtigen Reife zu erziehen, iſt dazu benutzt worden, um die Vor
urbeiren zu einer Reihe von Vorträgen und Kurſen, welche in
nächſter Zeit ſtattfinden ſollen, durchzuführen. Als erſte dieſer Auf-
gaben wird die bekannte dramatiſche Abteilung des Ortskartells,
welche aus bewährten Kräften beſteht, am Sonnabend, den 26. Juni,
abends 8 Uhr, Kaſſenöffnung 7 Uhr, im Schützenhaus Ammendorf,
eine Volksvorſtellung Jm Kampf zur Aufführung bringen. Bei dem
Eintrittspreis von 1,50 Mk. iſt zu erwarten, daß ſich die arbeitende
Bevölkerung von Ammendorf und Umgegend wieder wie an den
früheren Veranſtaltungen des Ortskartells zahlreich beteiligen wird.

Oſendorf. Unbeſchreibliche Zuſtände herrſchen ſchon ſeit
mehreren Wochen in den Wohmungen der Werkhäuſer der Riebeckſchen
Montan Werke. Jnfolge der Nachläßigkeit des Wohnungsinſpektors
Braumann ſind die Abortgruben und Abflußkanäle der Wohnungen
in ſehr ſchlechtem Zuſtand und müßten ſchon ſeit längerer Zeit geleert
werden. Es iſt teilweiſe ſo ſchlimm, daß die Aborte gar nicht mehr
von den Mietern benutzt werden können. Bei der Higtee der letzten
Zeit ſind ſolche unhygieniſchen Verhältniſſe eine Gefahr für die Volks
geſundheit. Aber was kümmert die Unternehmer die Geſundheit ihrer
Arbeiter, wenn ſie nur genügend Dividende herauswirtſchaften. Seit
6 Jahren iſt in den Wohnungen nichts mehr geweißt und repariert
worden. Und die Riebeckſchen Werke haben in dieſem Jahr nur“
12 Prozent Dividende an ihre Millionäre ausbezahlt.

Morl. Jn einer öffentlichen Volksverſammlung
referierte Genoſſe Jänicke Halle über den 10 prozentigen Steuerabzug
und geißelte in ſchärfſten Worten das Schandgeſetz, das beſonders
hart die Arbeiterſchaft trifft. Jn einer einſtimmig angenommenen
Reſolution erhob die gut beſuchte Verſammlung einmütigen Proteſt
gegen dieſe neue Ausbeutung der Arbeiterklaſſe.

Stadttheater.
Richard Wagner Die Meiſterſinger von Nürnberg. Die geſtrige

Aufführung wird einen Markſtein in den Annalen der halliſchen
Theatergeſchichte bilden. War doch hier zum erſten Male der Verſuch
unternommen, vom ſonſt üblichen Schema der Bühnenausſtattung
Wagnerſcher Overn abzuweichen. Paul Thierſch, Direktor unſerer
Kunſtgewerbeſchule, hatte Dekorationen und Koſtüme entworfen. Er
vollbrachte damit eine künſtleriſche Tat erſten Ranges und bewies zu
gleich ſein ſtarkes Können. Denn unleugbar hat der moderne Geiſt
der Bühnenausſtattung in der Neugewinnung Wagnerſcher Muſik
dramen für die heutige HOpernbühne ſeine ſchwerſte Probe noch vor
ſich. Die Löſung durch Profeſſor Thierſch in der geſtrigen Meiſter-
ſingeraufführung war aber entſchieden eine glückliche. Man ſoll ja niemals
Pietät mit Tradition verwechſeln. Pietät nimmt Rückſicht auf den Geiſt,
Tradition jedoch bleibt im Aeußerlichen ſtecken und wirkt hemmend.
Würde Wagner noch heute leben, er wäre Poer der erſte, der ſeinen
Werken einen andern Rahmen ſchaffen ließe. Daß die Jntendanz unſeres

Stadttheaters ſchwungkräftig neue Wege einſchlägt, kann ihr nicht hoch
genug angerechnet werden. Denn es iſt klar, daß eine ſolch um-
wälzende Geſtaltung der Bühnenausſtattung ganz neue Anforderungen,
ſowohl an Schöpfer wie Zuſchauer ſtellt, wobei der Letztere nicht
immer gleich lernen kann oder will, den Eindruck aus der Geſamit
wirkung zu gewinnen und nicht aus peinlich genauer Einzelheit,
während der Schöpfer außer innerer Phantaſie noch über ein um-
fangreiches Wiſſen in Stoffkunde und Elektrotechnik, Graphik, Archi
tektur, Maſchinenweſen und nicht zuletzt in der Literatur verfügen
muß. Der Raumkünſtler oder Maler allein kommt nicht zum Ziel,
wenigſtens nicht zu dem ihm als Jdealbild vorſchwebendem. Der
(allerdings maßvollen) Ausnutzung der Technik und beſonders dem
Licht gehört die Zukunft. Man denke nur an die wunderbaren Be
leuchtungseffekte im zweiten Akt der geſtrigen Meiſterſingeraufführun

Was nun die Darſtellung der einzelnen Rollen anbetrifft, ſo iſt
ſchwer zu entſcheiden, wem als erſten die Ruhmespalme gebührt. Es
war eine bis auf die kleinſte Einzelheit en vorbereitete Auf-
führung, zu deren Gelingen neben der Spielleitung Leopold Sachſes
auch Kapellmeiſter Braun mit ſeinen getreuen Scharen beitrug.
Eine gutgelungene Leiſtung war der Hans Sachs Fritz e
In der Ärt, wie er die Gegenſätze zwiſchen Genie und Tradition,
zwiſchen Kunſt und Kritik, innerlichem Schöpfen und verſtandes
mäßigem Schaffen auszugleichen und zu verſöhnen verſtand, ſchuf er
eine Geſtalt von edler Größe und Volkstümlichkeit. Aber auch die
andern Charaktere waren vortrefflich dargeſtellt: Der ſtolze, hochfahrende,
vor wahrer Größe jedoch ſich beugende Stolzing des neuver-
pflichteten Heldentenors Willy Zilken, der reiche, hochgeſinnte

ogner Cornelius Barcks, dann Oskar Laßner als eitler,
ſelbſtgefälliger Stadtſchreiber Beckmeſſer, ferner Hilde Voß als
Evchen, das Kind aus dem Volke, im Bewußtſein ihrer erwachenden
rer und ſchließlich nicht zu vergeſſen des Liebespaares
Magdalena (Henriette Böhmer) und David (Eugen Albert),ſie alle trugen geſanglich und darſtelleriſch zu einheitlich abgerundeter

Aufführung des Werkes bei. Das ausverkaufte Haus ſpendete frei
giebigſten Beifall und rief die Mitwirkenden ſowie Herrn Thierſch
wiederholt vor die Rampe. M. w.

Allerlei.
Pockenepidemie in Duisburg.

Vinzenshoſpital in Duisburg ſind a an Pocken
erkrankt, ſo daß die Geſamtzahl der ſeit den Märzunruhen gemeldeten
Perſonen ſich in Duisburg auf 80 beläuft. Auch in Obermeiderich
ſind drei Pockenerkrankungen gemeldet wor vermutet, daß
die Seuche durch Polen oder Ruſſen eingeſchleppt wurde

64 Straßenbahnwagen verbrannt.
Zn der vergangenen Nacht gegen u Uhr brach in der Wagenhalle

uns in unſerem ſten dealege: oder in unſeren Feiter-
agsbeſchwerde erhoben Nun will guch dieſerr Kritik hi ügen. Esher ſagt, L s Prozent ſeiner Leute aus denjenigen zweifel

uns nimmer müde ſcheinende Sänger ſtill ruben. Eine tiefe Lücke

des Ftraßenbahndepots Paunsdorf bei Leipzig Großfeuer aus,
das die Halle vollſtändig einäſcherte 64 darin untergebrachte Wagen
ſind mit verbrannt. Die Cuiſtehungsurſache iſt noch nicht aufgellärt,
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Der Vorſtand.
rdeller- Radtanrer- Verein

Stern Vereinslok. Lohſe,
U Humboldtſtraße 1.

Mittwoch nach d. 1. u. 15.
i. Monat: Verſammlung.
Mandol.-Gesellschaft

Harmonie, Halle a. d. S.
Vereinslokal: Reſtaur.

Selka, Dorotheenſtr. 22.Jed. Frei itag: Uebungsſt.

Turnverein Fichte.
Männer-Abteil., Norden:
Dienst. u. Freitag 8-10 U.

Curnerinnen: Mittw.8-10.
Volkspark-Turnhalle.
Männer-Abteil., Süden:

Montag und Sigias, von
7--9 Uhr, i. d. GlauchaerSchule, Taubenſtraße.

Sonnabend, d. 26. Juni,8 Uhr. im Volkspark:
Mitglieder Verſammlung

I. bltarre-Dither-Verein. H.-6.

Vereinsl.: Lüderitz Berg,Reilſtraße 47. Jed. Mittw.
i 8 Uhr: Uebungsſtunde.

Arb. Samarlter-Kol. Halle
Jed. Freitag Uebungs-

ſtunde in der „Goldenen
Kette“ Alter Warkt, und
„Lüderitzberg“, Reilſtraße.

[roiwitz.
Arbeiter Bildung
Verein Kröllwit.

Vereinslokal: Lindenhof.

Jed. Donnerstag 8-10Uhr.
Dramatiſche Abteilung:

Jeden Mittwoch 8-10 Uhr.
Turn-Abteilung:

Dienstag u. Freitag 8-10U.
Wander- u. Mandolin

Abie ung
Für Mädchen:

Mittwoch 48 Uhr.
Für Burſchen:

Donnerstag 33 10
Bibliothek:

Donnerstag v. 8-10 Uhr.

[Ammengdorr-

Tumverein Fichte

Radewell u. Umgegend.
Abteilung Oſendorf,Dreierhaus. Turnſtunde

Dienstag und Freitag von
8 10 Uhr.

Abteilung Ammendorf.
Schützenhaus. Dienstag
und Freitag v. 8--10 Uhr,Abteilung Radewell
Gaſth. Radewell. Diens
tag von 8-- 10 Uhr.

Schüler- Abteilung für
Ammendorf: Mittwoch
von 5--7 Uhr.
Arbeiter Gerang Verein

Ammendorf u. Dmgegend.

Für Männerchor jeden
Dienstag abends 8 Uhr,für Frauenchor jed. Don
nerstag, abends 29 Uhr,in Teichmanns Hotel

Bingestunden,
Der Vorſtand.

J Mersehburg.

Cewerkochafts Kartell

Merseburg.

Jeden 1. Donnerstag
im Monat, abds. 7 Uhr:Sitzung im „Thüringer
Hof“. Der orstanud.
e

Altkleiderſtelle,

Kl. Ulrichſtraße 15, kauft
Wäſche, Garderobe,
Schuhwerk, Muſit-
inſtrumente, auch neu.

Telephon 4414. 62
Arbeiter-Schwimmverein,

Halle a. d. S. (E. V.)
Uebungsſtunden:

Dienstag und Freitag ab
Uhr im Johannesbad

für Damen und Herren.
Sonnabend, d. 26. Juni:

Vorſtandsſittzung.
Montag, den 28. Juni:

Ve rſammlung.
L Awetenklud von 1890

in Halle a. 4. Saale.

Vereinslok. Gold. Kette.
Sonnab. Uebungsſtunde.
Jeden Sonnabend nach
dem 1.: Verſammlung.

l Hall. Mandolin.-Orchester.

Verein z. Pflege nur guter
Mandol.- u Lautenmuſik.
Uebungsſtd.: Jeden Frei-tag, abends 7 Uhr, inZeit Reſtaurant, Kurze
Gaſſe 1

Artlgten- börge.
Halle a. S. Fernſpr. 2884

Vereinslokal: Zur
Plauderecke, Auguſtaftr.

Sitzung
verbunden mit Tanz-

Kränzchen.
Mittwoch, den 30. Juni

Weinberg. Treffpunkt:Se ter zahnhof, um
Kowmunistieche meler

Parte] Deutschl.
Halle.Mittwo den 30. Juni,

Zbends 28 lhr, im Volks
Zitgiteder- Versammluno.

Der Vorſtand.
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Dr. Diehl- Stiefel für Damen und tlerren.
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Die bekannte hillige Bezugsquelle für die Arhelterschaft
beginnt mit dem

Preisabhau in Zigarren
Erstklassige G f. Zigarren

O I0ou, ew lang Holländer Format) aus Ha vanna- und Sumatra Tabak hergestellt R

Zigaretten in allen Preislugen von 20 Pf. an. z
Der Hauptschlager: 100 g reinen und trocknen Tabak 5,50 H.
Ziggrettentuhak: 509 7 M. Nordhäuser Kautahak v. 1,75 Mk. an. Stumpen: 10 St. 5 H.

üminin 9 772 I. daspers Digaretten-Zzentrale, eze 96

Haltbare n e h n Arbeits marht.Schuhbsenkel
empfiehlt preiswert

Leipziger Razar,
Leipziger Str. 17. “3

un
Verzagt i bei Aus-
bleiben dermonätlichen Regel.
Meine Original-Mittel be-
seitigen dieses sofort.
Werfen Sie nicht Ihr Geld
für die fast täglich an-
gebotenen meistens wert-
ſosen Mittel weg. EinVersuch wird aueh Sie
überraschen und wieder
glücklich machen. Wir-
kung aueh in verzweifeit-
sten und ernsthaft. Fällen
in einig. Tagen. Vollkom-men unschädſieh. Versand
diskret mit schriftl. Garan-
tie, sonst Geld zurück. *720

Ferd. Hülst, Hamburg.
Alsterdamm 2.

eder z)etengen dempfieh
die

Bruchbänder, Geradehalter,
Vorfallbandagen. Suspensorien

Wandernierenbandagen,
Habelbruchbänder, Gumgisträmpte,

piattfußeiniagen, Leibbinden
und sämtliche Artikel zurde Kranken- ung Wöchnerinnenpflege.

Reparaturen aller Artin kürzester Zeit.
F Halle, Gr. Urichstr. 63,Ia gegenüber 1850

Arnold Troitzseh.
Se 9 Fernsprecher 4599.Krankenkassenlieſera unt.

Ze a e100 Mark Belohnung
za len wir für Nachwe s d s Taäters, welche
uns einen am Wege Wasserwerk Dölau-
Schiepzig lagern en Holzmat von 1] Meter
Lànge entwendet hat. 1849

landelektrizität 6. m. b. H.,
t Herertante Saulkreis- Bitterfeld in Halle,

Hagdehburger Strusse 6).

Immerſeilſe
stellt sofort ein *849

Richard Melse, haun Löhe)ſun.

Jugendliche Arbeiter,
Kufscher, Laufhurschen,
usw., im Alter von guchen Stellung durohb

18 JahrenStäcdt. Arbeltsamt, t.
Telephon 5487. *854

RKushilfskeliner
für Sonn und Feſttage geſucht. Zu melbden:
Sonnabend von 8--3, Sonntag von 10-1 Uhr.

i elen einen Voſen

Krawatten
zum Verkauf.

Arter Feuer
T

[kübel-ſrrwaen S W
Dauerwäche-Vertrieb, H. Ben

eine Treppe, Eingang Sternſtr.

Holhpantoſfein
mr mit geſtückeltem Lederblatt,

aus Tuchblatt,

v t äus gutem, Canzen Lederblatt T
liefert billOtto Fricke, Kl. öltienstr. 9, m n

Wiederverkäuſer Vorzugsvreiſe.

Echt Nordhäuser Kuutaha.
Rein übersee-Rauchtabalkk,
zigarren, 2igaretten, 1125

stets zu baben im Zligarrenversandhaus
Emnll Friedrich „ffecensale 22.

Telephon 2

anitätscdrogerier Iandmann Reis
Be Bfund,50 n.

gr. Heringe.
S eingetroffen. 5

Strelchhölzer u ack.)

Nordhäüuser Hanewacker Kautabak.
Sämtliche Leſer des Halliſchen Volksblattes in

zschornewiitz Golpa
den erſucht, ihre Adreſſe an den GenoſſenBnn, Zſchornewitz, Nordplatz 4, abzug.

*832

Knauntsehnksten pel,
Türsohilder. liefert am beld-Preivkegenn
Tage der Bestellung 565

im üollenen grdlttrienAlfred Köniz. vSchilderfabrik, Hall- a. 8.
Sonntag, d. 27. u. 38. Juni

Anfang l Uhr.Ein- und Verkauf prhr i 30 50 V
und gebrauchter

egelblud FiteieBruger.bel,. Polſterwaren,

Leittaden
Federbett., Wäſche uſw.

für Gemeinde und

Frau Rust,

Amtsvorsteher

Sternſtr. 6. Sternſtr. 6.
Telephon 3579. 5

änn Wegweiser für ihre

Große Auswahl

2. erweiterte Auflage
er

tiosenträern

kern von

durchweg Gum ren
wert im etpziger Vazar.
Leipziger Str. 17.

Zum Einlegen Borick tung e U. S. P.

für Hahe a dPreis 75 r

Eier Wiehtig für 761
alle Gemeindevertreter.1848bringe W Zu vberiehen dureh die

t intö e Volksbuchhandlung,b 27 Expedition a
oder deren Austrägerin,billig zum Verkauf. sowie dureh die Parteb-
orxanigation oder direkt
v. Bexirkasekretariat U. S. P,
Halle, Harz 42/44 III, Z.

R Seh Fere ineben 1. Anctattun

eine 3.. hüten e SSchalaunischestraße 8. Preis 35 Pf. Porto 20 Püle Düitatun d proletariatt

9reuzahiune von Lenin,Pr. 2,70 i Porto 40 Pf.

Was rennt uns Dnabdängige
ſämtliche

le n d ahel Preis 30 Pf. Porto 10 Pf.
Verſubertrabe 18 krehun am Saale

h von Otto Rühle.6 ſ Pr. 2,00 Mk. Porto 10 Pf.
w dar. An ſnnmierra Volbehuhhanſhn

Zültern fünn H. frn,

ohne Bereifung kauft
E. Mppold, Gr. Gosenslr. 12 pl.

E.

Guterh. Sofa 2tür.
Kleiderſchrank ſofort zu
kauf. geſ. K. nud wig,

Ausziehtiſch, Lackſchuhe B Il ynen e c e amNöbel Transporte

ſowie Speditions-u ren führt ſachgemäß

dem Jahre 2000.
5,00 Mk., Porto 40 Pf.Sie. ärdeltzamt hanſe hintegewerbe

Großer Ber *614 aus Ab. Ackermann,Thomaſiusſtr. 15. Tel. s64 Vollksbuchhandlung.

t 5 II, r. 1859
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